Der Sklave in muhammedanischen Recht. 

Weckwarth, Kurt E. 

Berlin, G. Schade (0. Francke) 1909. 

http://hdl.handle.net/2027/ucl.$b266074 


HathiTrust 



www.hathitrust.org 

Public Domain in the United States, 
Google-digitized 

http://www.hathitrust.0rg/accessjse#pd-us-g00gle 


We have determined this work to be in the public domain 
in the United States of America. It may not be in the 
public domain in other countries. Copies are provided 
as a preservation Service. Particularly outside of the 
United States, persons receiving copies should make 
appropriate efforts to determine the Copyright Status 
of the work in their country and use the work accordingly. 
It is possible that current Copyright holders, heirs or 
the estate of the authors of individual portions of the 
work, such as illustrations or photographs, assert Copyrights 
overthese portions. Depending on the nature of subsequent 
use that is made, additional rights may need to be obtained 
independently of anything we can address. The digital 
images and OCR of this work were produced by Google, 
Inc. (indicated by a watermark on each page in the 
PageTurner). Google requests that the images and OCR 
not be re-hosted, redistributed or used commercially. 
The images are provided for educational, scholarly, 
non-commercial purposes. 











































esc e 

Der Sklave 

im 

Muhammedanischen Recht. 


INAUGURAL-DISSERTATION 

ZUR 

ERLANGUNG DER DOKTORWÜRDE 

DER 

HOHEN JURISTISCHEN FAKULTÄT 

DER 

RUPRECHT - KARLS - UNIVERSITÄT 
ZU HEIDELBERG 

VORGELEGT 

VON 

Kurt E. Weckwarth. 


Berlin 1909. 

Druck und Verlag der 

Universitäts-Buchdruckerei von Gustav Schade (Otto Francke) 
Linienstraße 158. 



* Google 


Original frorri 

UNIVERSITY OF CALIFORNIA 










Difitized by 


Google 


Original from 

UNIVERSITY OF CALIFORNIA 



Inhalt. 


Seite 

Literatur. 5 

Einleitung. 7 

1. Allgemeines über Sklaverei. 7 

2. Überblick über die Rechtsentwicklung der Türkei ... 9 

Erstes Kapitel: Begründung der Sklaverei.19 

1 . Geburt.20 

2 . Kriegsgefangenschaft. 21 

3. Selbstverkauf.23 

Zweites Kapitel: Zustand der Sklaverei.25 

§ 1 . Rechtliche Klassifizierung des Begriffes „Sklave u ... 25 

§ 2 . Rechte des Herrn.27 

1. Über Sklaven ohne Ansehung des Geschlechtes . . 27 

a) Rechte an Leib und Leben.27 

b) Rechte am Vermögen des Sklaven.30 

2 . An Sklavinnen im besonderen.32 

a) Recht der Beiwohnung.33 

b) Ehe mit Sklavinnen.34 

3. Sklavenkinder.36 

4. Miteigentum.41 

§ 3. Pflichten des Herrn .43 

Drittes Kapitel: Auflösung der Sklaverei.46 

§ 1 . Habilitation.47 

§ 2. Freilassung. 49 

1 . Kraft Gesetzes.49 

a) Infolge Verwandtschaft.49 

b) Mütterliche Freilassung.50 


339158 


Digitized by 


Gck igle 


Original from 

UNIVERSITY OF CALIFORNIA 


























4 


Digitized by 


Seite 


c) Freilassung der Sklavenkinder.51 

d) Krankheit (Aussatz) des Sklaven.52 

e) Flucht des Sklaven aus ausländischer Sklaverei mit 

nachfolgender Bekehrung zum Islam.53 

2. Durch Willensakt des Herrn.53 

a) Unbeschrankte Freilassung.54 

a) Unentgeltlich.54 

ß) Gegen Entgelt.56 

b) Beschränkte Freilassung.57 

«) Bedingt.58 

ß ) Testamentarisch.60 

3. Vertragsmäßige Freilassung. 61 


Gck igle 


Original from 

UNIVERSITY OF CALIFORNIA 














Literatur. 


Albrecht, W., Grundriß des osmanischen Staatsrechtes. Berlin 1905. 

(Rostocker Inaugural-Dissertation.) 

Aristarchi Bey und Demetrius Nicolaides, Legislation Ottomane. 

7 Bände. Konstantinopel 1873—88. 
van den Berg, Das Strafrecht der Türkei; erschienen in der Straf¬ 
gesetzgebung der Gegenwart. Herausgeber Franz v. Liszt. 
Berlin 1894-99. Band I, S. 710 ff. 

Dieffenbach, L. F. und J. G. Vogt, Geschichte des Mittelalters. 

2 Bände. Leipzig und Berlin 1882—83. 

Dresemann, Art. „Türkisches Reich“ in Bachems Staatslexikon. 

2. Auflage. Freiburg 1904. Bd. 5, S. 783 ff. 

Frey tag, Gustav, Bilder aus der deutschen Vergangenheit. 4. Aufl. 
Leipzig 1871—73. 4 Bände. 

v. Hammer, Joseph, Des osmanischen Reiches Staatsverfassung und 
Staatsverwaltung. 2 Bände. Wien 1815. 
v. Hammer, Joseph, Geschichte des osmanischen Reiches. 4 Bände. 
Pesth 1840. 

Henning, Max, Der Koran. (Übersetzung aus dem Arabischen.) 

Leipzig, Reclam’scher Verlag, Nr. 4206—4210. 

Jovanovic, Milan P., Die ottomanische Agrargesetzgebung. (Zeit¬ 
schrift für internationales Privat- u. Strafrecht. Leipzig 1894. 
Band IV, S. 552 ff.) 

Karlowa, Otto, Römische Rechtsgeschichte. 2 Bände. Leipzig 1885. 
Knötel, Die türkische Armee und Marine. Rathenow 1897. 

Koner, W., Art. „Türkei“ in Bluntschlis Staatswörterbuch. Leipzig 
und Stuttgart 1876. Band III, S. 781 ff. 

Leonhard, Franz, „Das römische Recht“. In der Birkmeyerschen 
Enzyclopädie der Rechtswissenschaft. 2. Aufl. Berlin 1904. 
S. 75 ff. 

v. Liszt, Franz, Das Völkerrecht. 5. Aufl. Berlin 1907. 


Digitized by 


Gck igle 


Original from 

UNIVERSITY OF CALIFORNIA 



6 


Digitized by 


Mülinen, Eberhard, Graf v., Die lateinische Kirche im türkischen 
Reich. 2. Aufl. Berlin 1903. 

Muradgea d’Ohsson, Tableau general de l’empire Othoman. Paris 
1824. Band 5 und 6. 

Padel, Wilhelm. Das Grundeigentum in der Türkei nach der neueren 
Gesetzgebung; erschienen in den Mitteilungen des Seminars 
für orientalische Sprachen zu Berlin. Jahrg. 3. Berlin 1900. 
S. 102 ff. und Jahrg. 4. Berlin 1901. S. 1 ff. 

Ranke, Leopold, Die Osmanen und die spanische Monarchie im 
16. und 17. Jahrhundert. 3. Aufl. Berlin 1857. 

Rosen, G., Geschichte der Türkei von dem Siege der Reform im 
Jahre 1826 bis zum Pariser Traktat vom Jahre 1856. Leipzig 
1866. 

Derselbe, Art. „Türkei“ in Welckers Staatslexikon. Band XIV. 
Leipzig 1866. S. 172 ff. 

Sachau, Eduard, „Muhammedanisches Recht nach Schafiitischer 
Lehre“. In den Lehrbüchern des Seminars für orientalische 
Sprachen zu Berlin. Band XVII. Stuttgart-Berlin 1897. 
Salkowski, Karl, Lehrbuch der Institutionen. 4. Aufl. Leipzig 1883. 
Savvas Pacha, Etüde sur la theorie du droit musulman. 2 Bände. 
Paris 1892—1898. 

Derselbe, Die islamitischen Gerichte und die türkische Gerichts¬ 
verfassung. (Strafgesetzgebung der Gegenwart. Berlin 1894 
bis 1899. Band I, S. 691 ff.) 

Schwarz, Georg, Grundriß des bürgerlichen Rechts. Berlin 1908. 
5. und 6. Auflage. 

Sohm, Rudolf, Institutionen des römischen Rechts. Leipzig 1882. 
v. Tischendorf, Paul Andreas, Das Lehnswesen in den moslemischen 
Staaten. Leipzig 1872. 

v. Tornauw, Nicolaus, Das moslemische Recht. Leipzig 1855. 
Ubicini, Lettres sur la Turquie. 2 Bände. Paris 1854. 

Worm, Recherches sur la Constitution de la propriete territoriale 
dans les pays musulmans. Paris 1846. 

Zinkeisen, Die Geschichte des osmanischen Reiches in Europa. 
7 Bände. Gotha 1840—63. 


Gck igle 


Original from 

UNIVERSITY OF CALIFORNIA 



Einleitung. 


1. Allgemeines über „Sklaverei“. 

Urewig ist dem Menschen das Streben eigen, Mittel 
und Macht zu gewinnen, die es ihm ermöglichen, über 
seine Mitmenschen, insgesamt oder zum Teil, ein gewisses 
Übergewicht zu erlangen. Dieser Trieb im Menschen, 
andere seinem Wunsch und Willen zu unterwerfen, spielt 
eine wichtige Rolle in der Lehre von der Volkswirtschaft; 
schafft jedoch Gutes nur solange, als er sich mit Maßen 
betätigt. Wird er jedoch zur rohen Gewaltherrschaft, 
so entfacht er soziale Kämpfe, die, wie die Geschichte 
lehrt, nur selten dem Staatsleben Vorteile gebracht haben. 
Der Akt brutalster Gewaltherrschaft in dieser Beziehung 
ist die Vernichtung der Rechtspersönlichkeit eines 
Menschen, die wir mit dem Ausdruck der Sklaverei zu 
bezeichnen pflegen. 

Bereits die Römer, die ja bekanntlich ein sorgsam 
ausgebildetes Sklaveninstitut besaßen, haben sich der 
Einsicht nicht verschließen können, daß das Sklaven¬ 
verhältnis ein unnatürliches zu nennen sei 1 ). Dennoch 
haben fast alle europäischen Staaten das ganze Mittel- 
alter hindurch und einen Teil der neueren Zeit das 

*) Vergl. D. I, 2, 2. Bella etenim orta sunt et captivitates 
secutae et servitutes, quae sunt iuri naturali contrariae. Iure enim 
naturali ab initio omnes homines liberi nascebantur. 
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Sklavenverhältnis beibehalten, und deshalb zu unzähligen 
Malen blutige Klassenkämpfe heraufbeschworen 8 ). Erst 
in neuester Zeit stellt die Rechtsordnung fast sämtlicher 
Staaten als Haupterfordernis „Freiheit der Person“ auf 
und belegt diejenigen, die es unternehmen, einen Menschen 
seiner Freiheit zu berauben, mit den schwersten Strafen 2 3 ). 
Doch hat man sich nicht allein damit begnügt, den 
Menschenraub unter Strafe zu stellen, sondern man hat 
auch umfassende Vorbeugungs- und Verhütungs-Maßregeln 
auf dem Wege der internationalen Vereinigung zu treffen 
gewußt, von denen wir an dieser Stelle nur die Komitees 
zur Bekämpfung des internationalen Mädchenhandels 
rühmlichst erwähnen wollen. 

Trotz aller Anstrengungen der Großmächte ist es 
jedoch nicht gelungen, das Rechtsinstitut der Sklaverei 
in der Türkei zu beseitigen. 

Dies ist um so mehr zu verwundern, als seit 
Jahrzehnten die osmanische Staatspolitik einer in der Ge¬ 
schichte geradezu beispiellos dastehenden Bevormundung 
durch die Großmächte unterworfen ist. Aber die Sklaverei 
wurzelt so tief im Nationalcharakter der osmanischen 
Bevölkerung und ist so eng mit den theokratischen An¬ 
schauungen des Osmanen verbunden, daß bei allem Erfolg, 
den wir den energischen Bemühungen der Großmächte 
zuerkennen müssen, es dennoch nicht zur Beseitigung 
des Sklaveninstituts gekommen ist, und solange der Islam 
die Staatsgrundsätze beherrscht, auch nicht dazu kommen 


2 ) Vergl. Dieffenbach, L. F., u. J. G. Vogt, „Geschichte des 
Mittelalters“. Leipzig und Berlin 1882—1883. 2 Bde.; Freytag, 
Gustav, „Bilderaus der deutschen Vergangenheit“. Leipzigl871—1873. 
4 Bde. 

3 ) Für Deutschland § 234 Reichsstrafgesetzbuch und das Gesetz 
vom 28. VII. 1895 (auf Grund der Kongoakte von 1851), betreffend 
die Bestrafung des Sklavenraubs und des Sklavenhandels. Reichs¬ 
gesetzblatt 1895, Nr. 32. 
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wird. Um hierzu besser Stellung nehmen zu können, 
ist es zunächst notwendig, daß wir versuchen, in die 
Rechtsentwicklung der Türkei einen Einblick zu ge¬ 
winnen. 


2. Überblick über die Rechtsentwicklung der Türkei. 

Die Osmanen, auch Türken genannt, greifen erst 
verhältnismäßig spät in die Geschichte der Völker Europas 
ein. Eine Horde wandernder Nomaden setzt sich am 
Ende des 13. Jahrhunderts in Kleinasien fest und gelangt 
unter der Herrschaft fähiger Sultane zu einer in der 
Geschichte beispiellosen Berühmtheit 4 ). 

Vor allen Dingen waren es die mit bewunderungs¬ 
werter Klugheit erdachten Staatseinrichtungen 5 ) und das 
aus dem Islam gewonnene Landesrecht, denen die Türkei 
ihren Siegeszug durch Europa verdankt. 

In bezug auf das islamische Recht haben die 
Türken nur eine von den Arabern begonnene Arbeit 


4 ) Das Nähere über die Uranfänge des osmanischen Reiches 
siehe bei v. Hammer, Joseph, „Geschichte des osmanischen Reiches“. 
4 Bde. Pesth 1840. S. lff.; Koner, W., Art. „Türkei“ in Bluntschlis 
Staatswörterbuch. Leipzig und Stuttgart 1876. Bd.3. S.781 ff.; Drese- 
mann, Art. „Türkisches Reich“ in Bachems Staatslexikon. 2. Aufl. 
Freiburg 1904. Bd. 5, S. 783flf.; Rosen, Art. „Türkei“ in Welckers 
Staatslexikon. Leipzig 1866. Bd. 14, S. 172ff.; Zinkeisen, „Die Ge¬ 
schichte des osmanischen Reiches in Europa“. 7 Bde. Gotha 1840 
bis 1863. I, S. lff. 

s ) Unter diesen sind besonders hervorzuheben das osmanische 
Lehnswesen und die Heeresorganisation. Näheres hierüber siehe bei 
v. Tischendorf, Paul Andreas, „Das Lehnswesen in den moslemischen 
Staaten“. Leipzig 1872. S. lff.; Rosen, G., „Geschichte der 
Türkei von dem Siege der Reform im Jahre 1826 bis zum Pariser 
Traktat vom Jahre 1856.“ Leipzig 1866. S. lff.; v. Hammer, 
„Geschichte“. I, S. 98fif.; Ranke, Leopold, _ „Die Osmanen und die 
spanische Monarchie im 16. und 17. Jahrhundert“. 3. Aufl. Berlin 
1857. S.6flf. 
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zu Ende geführt; deshalb bin ich genötigt, auf das 
alte arabische Recht an dieser Stelle etwas näher ein¬ 
zugehen. 

Muhammed, der von den Islamiten verherrlichte 
Prophet, hat mit berechnender Klugheit als obersten 
Grundsatz seiner Predigten die Behauptung aufgestellt, 
daß ihm seine ganze Offenbarung von Gott selbst durch 
Vermittlung des Erzengeb Gabriel zugeflossen sei 6 ). 
Aus dieser Tatsache ergaben sich zwei für die Entwick¬ 
lung des Islam äußerst wichtige Momente: der Offen¬ 
barung Muhammeds wurde ein unvergänglicher Charakter 
beigelegt; denn der Gläubige betrachtete sie als von 
Gott selbst gegeben. Aber ebenso betrachtete er als 
von Gott selbst gegeben — und dies ist das zweite 
Moment — den ganzen übrigen Inhalt der Predigten 
Muhammeds, soweit er den Charakter einer Offenbarung 
nicht trug. Nun finden sich in den Predigten Muhammeds, 
die später von seinem Schwiegersöhne Abu Bekr ge¬ 
sammelt und unter dem Namen „Koran“ herausgegeben 
wurden, äußerst zahlreiche Gedanken, die mit der Theo¬ 
logie absolut nichts zu tun haben, sondern zum Gebiete 
der Jurisprudenz, Philologie. Philosophie usw. gehören. 
Alle diese im Koran weit zerstreut umherliegenden 
Brocken wurden zu ewigen Wahrheiten erhoben, und 
da der Koran als Ganzes als Offenbarung Gottes gilt, 
so war es all die Jahrhunderte lang den Gläubigen un¬ 
möglich, auch nur einen einzigen der im Koran auf¬ 
gestellten Sätze umzustoßen, ohne zugleich zum Leugner 
des Ganzen zu werden. Die Rechtsordnung mußte deshalb 
so angelegt werden, daß sie in allen Punkten den im 
Koran gegebenen Fingerzeigen entsprach. 

Die islamitischen Rechtsgelehrten erschlossen sich 


6 ) Worms, Recherckes sur la Constitution de la propriete terri¬ 
toriale dans les pays musulmans. Paris 1846. S. 2. 
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daher, um eine Rechtsordnung auf muhammedanischer 
Grundlage hervorzubringen, vier Rechtsquellen 7 ): 

1. Die erste dieser Rechtsquellen ist der Koran, das 
soeben besprochene heilige Buch der Muhamme¬ 
daner, insoweit er Rechtsgrundsätze aufgestellt hat 8 ). 

2. Die zweite Rechtsquelle ist die ,Sunna*, das sind 
Rechtsnormen, die man aus den Taten und Lebens¬ 
gewohnheiten sowie aus gelegentlich geäußerten 
Aussprüchen des Propheten herleitete, und denen 
man verbindliche Kraft beilegte. 

3. Die dritte Rechtsquelle bezeichnet die muham- 
medanische Rechtssprache mit dem terminus tech- 
nicus „kijas“, d. h. Analogie. Indem man nämlich 
bei Vorhandensein desselben Rechtsgrundes eine 
im Koran oder in der Sunna aufgestellte Rechts¬ 
norm auf einen anderen Tatbestand anwandte, 
gelangte man zu neuen Rechtssätzen. 

4. Als vierte Rechtsquelle verzeichnen wir die sogen. 
,idschma - i - üinmet*, zu deutsch „Versammlung 
der Gemeinde“, ein Rechtsinstitut, das Ähnlich¬ 
keit mit den responsa prudentium 9 ) des römischen 

7 ) Eingehenderes hierüber siehe bei: Padel, Wilhelm, „Das 
Grundeigentum in der Türkei nach der neueren Gesetzgebung“ in 
den Mitteilungen des Seminars für orientalische Sprachen zu Berlin, 
Jahrgang 1900, S. 102ff.; Ubicini, „Lettres sur la Turquie“. 2 Bde. 
Paris 1854. I, S. 144; v. Hammer, „Des osmanischen Reiches Staats¬ 
verfassung und Staatsverwaltung“. 2 Bde. Wien 1815. I, S. 4; 
Albrecht, W., „Grundriß des osmanischen Staatsrechtes“. Berlin 
1905. S. 24. 

8 ) Um eins von den vielen Beispielen anzuführen, verweise 
ich auf Sure XXV, 4: „Diejenigen, welche züchtige Frauen ver¬ 
leumden, . . . die geißelt mit achtzig Hieben und nehmet nie mehr 
ihr Zeugnis an . . .“ (Hennig, Max, „Der Koran“, Übersetzung aus 
dem Arabischen. Leipzig, Reklamscher Verlag, Nr. 4206—4210.) 

9 ) Vergl. Karlowa, Otto, „Römische Rechtsgeschichte“. 2 Bde. 
Leipzig 1885. I, S. 659ff.; Schwarz, Georg, „Grundriß des Bürger¬ 
lichen Rechts“. Berlin 1908. 5. u. 6. Aufl. S. 23. 
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Rechtes aufweist. Sämtlichen Rechtsgelehrten der 
ersten Generationen nach Mnhammed gab man 
nämlich die Befugnis, Rechtsstreitigkeiten, die 
weder durch den Koran noch durch die Sunna 
noch durch kijas geschlichtet werden konnten, 
so zur Entscheidung zu bringen, wie sie ihrer 
Überzeugung nach Muhammed entschieden haben 
würde. Den auf diese Weise von den Rechts¬ 
gelehrten aufgestellten Rechtsnormen legte man 
Gesetzeskraft bei. 

Mit Hilfe dieser vier Rechtsquellen erlangte man 
wirklich das, was man erstrebt hatte, nämlich: eine auf 
den Anschauungen Muhammeds basierende Rechtsord¬ 
nung, die entschieden allen Anforderungen der Islamiten 
entsprochen hätte, wenn sich nicht die Folgen der 
vierten Rechtsquelle recht unangenehm bemerkbar 
gemacht hätten. Da man nämlich allen Rechtsgelehrten 
das ius respondendi verliehen hatte, so ergaben sich so 
erhebliche Meinungsverschiedenheiten zwischen den ein¬ 
zelnen Gelehrten, daß es unmöglich erschien, diese, wie 
man es seinerzeit in Rom gemacht hatte, durch ein 
Zitiergesetz 10 ) zu beseitigen. Im Laufe der Zeit viel¬ 
mehr verschärften sich die Gegensätze derart, daß eine 
Einigung nicht mehr erzielt werden konnte. 

Es bildeten sich nun vier große Rechtsschulen, die 
entfernte Ähnlichkeit zeigen mit den im römischen Recht 
zur Entwicklung gelangten Schulen der Sabinianer und 
Pruculianer u ). Wie bei diesen handelt es sich auch 
hier um Verschiedenheiten in den Ansichten, wie diese 

,0 ) Das Nähere über das große Zitiergesetz von Theodosius II. 
und Valentinian III. vom Jahre 426 p. Chr. n. siehe b. Leonhard, 
Franz, „Das römische Recht in der Birkmeyerschen Enzyklopädie 
der Rechtswissenschaft“. 2. Aufl. Berlin 1904. S. 92. 

11 ) Vergl. Sohm, Rudolf, „Institutionen des römischen Rechts“. 
Leipzig 1882. S. 63ff. 
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oder jene Rechtsfrage zu entscheiden sei, nur, daß Gegen¬ 
sätze in den arabischen Rechtsschulen weit häufiger 
Vorkommen und bedeutend entschiedenere sind, so daß 
sie eine vermittelnde Meinung nicht ertragen. Wie die 
römischen Rechtsschulen, so haben auch die arabischen 
ihre Namen von ihren Begründern oder von ihren hervor- 
ragensten Vertretern erhalten. Wir haben hiernach zu 
unterscheiden: 

1. die Rechtsschule der Hanefiten (oder Azemiten), 

2. die Rechtsschule der Malekiten, 

3. die Rechtsschule der Schafiiten, 

4. die Rechtsschule der Hanbaliten. 

Soweit reicht die Tätigkeit der Araber zwecks 
Schaffung einer Rechtsordnung auf muhammedanischer 
Basis. Wir müssen nun betrachten, welche Tätigkeiten 
die Türken zur Fortsetzung dieses Werkes entwickelten. 

Schon geraume Zeit vor ihrer Niederlassung in 
Kleinasien zum Islam bekehrt, schlossen sich die Türken 
von vornherein auf das Entschiedenste der von Abu 
Hanifa begründeten hanefitischen Rechtsschule an und 
blieben hierbei so konsequent, daß auch heutigen Tages 
noch im gesamten osmanischen Reiche nur die hanefitischen 
Rechtsgrundsätze in Kraft sind; und einzig und allein 
für die heilige Stadt Mekka besteht eine Ausnahme, in¬ 
dem man hier die schafiitische Schulrichtung aufgenommen 
hat ,s ). Für die Fortbildung dieser Rechtsgrundsätze 
haben die Türken außerordentlich viel getan, indem sie 
zu verschiedenen Malen umfassende Kodifikationen der 
hanefitischen Lehre vornehmen ließen. Die wichtigste 
dieser Kodifikationen ordnete Soliman, der Prächtige, 
an, der letzte große Sultan des osmanischen Reiches 

ia ) Vergl. van den Berg, „Das Strafrecht der Türkei“ in der 
Strafgesetzgebung der Gegenwart Franz v. Liszts. Berlin 1894—1899. 
Bd. 1, S. 734. 
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(1519—66), (dem Theodor Körner in seinem „Zriny“ 
ein hehr-erhabenes Denkmal gesetzt hat); auf sein Ver¬ 
langen nämlich mußte der Scheich Ibrahim Halebi alle 
bis dahin aufgestellten Rechtssätze hanefitischer Lehre 
zusammenfassen und systematisch ordnen. Das Buch, 
in dem er dieses Werk vollbrachte, erhielt den Titel 
,multeka el buhur 4 , d. i. „Zusammenfluß der Meere“, 
weil sich in ihm alle Rechtsgelehrtheit Abu Hanifas und 
seiner Anhänger vereinigt findet. 

Die Multeka ist Jahrhunderte hindurch das bürger¬ 
liche Gesetzbuch des Osmanen gewesen, sie hat ihre 
rechtsverbindliche Kraft bis zum heutigen Tage in allen den¬ 
jenigen Materien bewahrt, die die sogleich zu besprechende 
Reformgesetzgebung der Türkei unberührt gelassen hat. 
Im Jahre 1824 ist sie neu redigiert worden, und in dieser 
Gestalt gegenwärtig noch als Gesetzbuch in Geltung. 
Muradgea d'Ohsson hat den größten Teil der Multeka 
in seinem sechsbändigen Werke „Tableau general de 
l’empire Othoman“ 13 ) ins Französische übersetzt und so 
die Bestimmungen dieses eigenartigen Gesetzbuches auch 
europäischen Juristen, die der türkischen Sprache nicht 
mächtig sind, zugänglich gemacht 14 ). 

Wie bereits erwähnt, hat das islamische Recht in 
Verbindung mit den aus ihm entsprungenen Institutionen 
des Landes den so frappanten Aufschwung des os- 
manischen Reiches in den ersten fünf Jahrhunderten 
seines Bestehens zur Folge gehabt. Aber in eben dem 
Maße, wie der Islam das Reich zur höchsten Blüte 


1S ) Muragea d’Ohsson, „Tableau general de l’empire Othoman“. 
Paris 1824. 

14 ) Vergl. im übrigen: Worms, „Recherclies“, S. 2ff.; Padel, 
Jahrgang 1900, S. 102ff.; van den Berg, a. a. 0., S. 711ff.; Albrecht, 
S. 21 ff.; Savvas Pacha, „Die islamitischen Gerichte und die türkische 
Gerichtsverfassung“ (Strafgesetzgebung der Gegenwart). Berlin 1894 
bis 1899. Bd. 1, S. 694 ff. 
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brachte, stürzte er es nachher in wenigen Jahrhunderten 
wieder herab und brachte es dem gänzlichen Verfall 
nahe. Die Worte des Propheten, daß seine Predigten 
als Ganzes eine Offenbarung Gottes seien, riefen zwar 
jenes beispiellos zähe und fanatische Festhalten des 
Osmanen an der islamitischen Rechtsordnung und ihren 
Traditionen hervor, hemmten aber auf der anderen Seite 
wieder jede gesunde und mit der Zeit fortschreitende 
Rechtsentwicklung, indem sie verhinderten, daß der 
Muhammedaner einen beliebigen Rechtssatz des geist¬ 
lichen Rechts, der sich längst überlebt hatte, beiseite¬ 
setzen konnte. Wenn wir daher das ehemals so ge¬ 
waltige osmanische Reich im Anfänge des 19. Jahr¬ 
hunderts in völliger politischer Ohnmacht und der Will¬ 
kür der Großmächte preisgegeben sehen, so ist daran 
einzig und allein der Islam schuld, der jeder innen- und 
außenpolitischen Entwicklung des Landes hemmend ent- 
gegen’trat. Um so mehr müssen wir Europäer es aner¬ 
kennen, daß sich in jener bedrängnisvollen Zeit Staats¬ 
männer fanden, die es wagten, an der bisherigen theo- 
kratischen Verfassung zu rütteln und die durch Jahr¬ 
hunderte-lange Tradition aufrechterhaltenen Rechts¬ 
institute des Muhammedanismus zu einem Teile wenigstens 
zu beseitigen. Diese Reformbewegung in der Türkei, 
die neben ihrer segensreichen Wirkung dem Lande auch 
viel Verhängnisvolles brachte, hatte zur Folge, daß die 
ganze innere und äußere Politik der Türkei im Laufe 
des letzten Jahrhunderts ein wesentlich anderes Gepräge 
erhalten hat. Man ist auf fast allen Rechtsgebieten bestrebt 
gewesen, neue Gesetze zu erlassen und hat allmählich 
das Staatswesen nach europäischen Mustern völlig um¬ 
gebildet. Als die wesentlichsten dieser Reformgesetze 
sind hervorzuheben: 
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1. Das Gesetz, betreffend politische Gleichstellung 
der nicht-muhammedanischen Untertanen mit den 
Muhammedanern ,5 ). 

2. Ein Strafgesetzbuch 16 ). 

3. Ein bürgerliches Gesetzbuch in 1851 Artikeln 17 ). 

4. Diverse Gesetze, betr. eine gerechte Steuerver¬ 
teilung 18 ). 

5. Gesetze, betreffend die innere Verwaltungs¬ 
organisation 19 ). 

6. Diverse Gesetze, betreffend die Ergänzung und 
Zusammensetzung des Heeres 20 ). 

7. Die zurzeit allerdings außer Kraft gesetzte Ver¬ 
fassungsurkunde 21 ). 

Wenn unter dem Eindrücke der gewaltigen Frucht¬ 
barkeit, welche die Reformgesetztätigkeit entwickelt hat, 
Albrecht 22 ) die Behauptung aufgestellt hat: der Sultan 
stehe nicht mehr unter, sondern über der muham- 
medanischen Rechtsordnung, so steht dieses Wort zwar 
im krassesten Widerspruch zu den Grundsätzen des 
geistlichen Rechtes, erscheint aber doch zutreffend, wenn 
wir in Berücksichtigung ziehen, daß fast alle Materien 
des osmanischen Rechtes reformgesetzlich geregelt und 
somit dem Bereiche der Multeka entzogen worden sind. 


,5 ) d. d. 18. II. 1856. Den Wortlaut d. Gesetzes, s. b. Aristarchi 
Bey u. Demetrius Nicolaides, „Legislation Ottomane“. 7 Bde. 
Konstantinopel 1873—88. II, S. 14 ff. 

16 ) d. d. 10. VIII. 1858. Den Wortlaut überliefert Aristarclii, 
a. a. 0., II, S. 212 ff. 

,7 ) Siehe Aristarchi, Bd. 6 und Bd. 7. 

,8 ) Aristarchi, Bd. 3, S. 327 ff. 

I9 ) Aristarchi, Bd. 3, S. 1 ff. 

ao ) Dresemann, a. a. 0., S. 805 ff.; Knote], „Die türkische 
Armee und Marine“. Rathenow 1897. S. 5 ff. 

*') d. d. 23. XII. 1876. Aristarchi, Bd. 5, S. 7 ff. 

**) Albrecht, a. a. 0., S. 48—49. 
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Zu den wenigen Materien, die nach wie vor dem 
muhammedanisch-geistlichen Rechte verblieben sind, ge¬ 
hören vor allen Dingen alle diejenigen Rechtsinstitute, 
die das europäische Recht nicht kennt, die vielmehr dem 
Islam eigentümlich und durch ihn erst ins Leben ge¬ 
rufen worden sind. Unter ihnen heben wir insbesondere 
hervor: das muhammedanische Ehe- und Familienrecht, 
das muhammedanische Erbrecht, das ,vakuf £ -Wesen 23 ), 
eine eigenartige Art der Armenpflege durch Hingabe 
von Immobilien zu frommen Zwecken, und schließlich 
noch das Sklavenrecht, welch letzteres eingehender in 
seinem Wesen zu betrachten, die Aufgabe dieser 
Arbeit ist. 

Die Reformgesetzgebung hat ebensowenig, wie sie 
an der Eigenart des muhammedanischen Eherechtes 
rütteln konnte, das Sklavenrecht beseitigen können. 
Man hat zwar zu verschiedenen Malen versucht, hierin 
Wandel zu schaffen, ist jedoch, trotzdem man äußerst vor¬ 
sichtig vorgegangen war, auf den zähesten Widerstand ge¬ 
stoßen. Aristarchi 34 ) überliefert drei Erlasse des Großvezirs 
und eine Kabinettsorder des Sultans, in denen der öffent¬ 
liche Handel mit Sklaven zwar verboten wird, aber 
ausdrücklich bemerkt ist, daß das Halten von Sklaven 
erlaubt sein soll, und daß auch ihre private Veräußerung, 
sofern sie Anlaß zu Ärgernis nicht gibt, gesetzlich ge¬ 
stattet ist. Unbeschadet dieser Verbote, besteht jedoch 
gegenwärtig noch in der Türkei ein recht schwunghafter 
Handel mit Sklaven und Sklavinnen. Allerdings finden 
wir die Unfreien heutigen Tages fast nur noch als 
Haremsinsassen, und hier sind es hauptsächlich Geor- 

l3 ) Näheres darüber siehe bei Sachau, Eduard, „Muham- 
medanisches Recht nach Schafiitischer Lehre“, in den Lehrbüchern 
des Seminars für orientalische Sprachen zu Berlin, Bd. 17. Stutt¬ 
gart-Berlin 1897. S. 605 ff. 

**) Aristarchi, a. a. 0., Bd. 2, S. 35 ff. 
w. 2 


Digitized by 


Gck igle 


Original from 

UNIVERSITY OF CALIFORNIA 



18 


gierinnen und Cirkassierinnen, die ihrer Schönheit wegen 
mit Vorliebe als Haremssklavinnen aufgekauft werden, 
und außerdem Negersklaven, die als Eunuchen die 
Dienste von Haremswächtern versehen“). 

Für das Rechtsverhältnis dieser Personen zu ihren 
Gewalthabern sind ausschließlich die Bestimmungen der 
,multeka el buhur‘ maßgebend geblieben. In dieser 
ist eine recht eingehende Regelung des Sklavenver¬ 
hältnisses erfolgt, die jedoch bisher von der juristischen 
Literatur nur sehr wenig gewürdigt worden ist. 

Für die vorliegende Arbeit sind insbesondere das 
Werk Muradgea d’Ohsson’s, der, wie bereits erwähnt, 
die auf der Lehre Abu Hanifas basierende Multeka zum 
größten Teile übersetzt hat, und uns so die Möglichkeit 
gibt, aus dem alt-osmanischen Gesetzesrecht heraus die 
rechtliche Stellung des Sklaven zu veranschaulichen, 
sowie die Werke von v. Tornauw 26 ), Sachau 27 ) und Savvas 
Pacha 28 ) als Unterlage benutzt worden. 

,5 ) Vergl. v. Tomauw, „Das moslemische Recht“. Leipzig 1855. 
S. 177; Jovanovic, Milan P., „Die Ottomanische Agrargesetzgebung“. 
(Zeitschrift für internationales Privat- und Strafrecht.) Leipzig 1894. 
Bd. 4, S. 552. 

* 6 ) v. Tornauw, „Das moslemische Recht“. Leipzig 1855. 
S. 176 ff. 

,T ) Sachau, Eduard, „Muhammedanisches Recht nach Schafiiti- 
scher Lehre“, in den Lehrbüchern des Seminars für orientalische 
Sprachen zu Berlin, Bd. 17. Stuttgart-Berlin 1897. 

**) Savvas Pacha, „Etüde sur la theorie du droit musulman“. 
2 Bde. Paris 1892 u. 1898. II, S. 521 ff 
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Erstes Kapitel. 

Begründung der Sklaverei. 

Während das römische Recht vier Gründe kennt, 
die die Freiheit des Menschen vernichten und ihn als 
Sache in das Eigentum eines anderen Mitmenschen über¬ 
gehen lassen, nämlich: Geburt, Kriegsgefangenschaft, 
Selbstverkauf oder Strafurteil'), finden wir im osmanischen 
Rechte 2 ) deren nur drei: 

1. Geburt, 

2. Kriegsgefangenheit, 

3. Selbstverkauf. 

Andere Fälle der Begründung der Sklaverei, wie 
beispielsweise der gewaltsame Verkauf eines Unmündigen, 
oder Begründung des Sklavenverhältnisses durch An¬ 
wendung von List, Drohung usw. 3 ) sind in der Türkei 

*) Inst. I, 1. 3, 4: Servi autem aut nascuntur aut fiunt; nas- 
cuntur ex ancillis nostris, fiunt aut iure gentium, id est ex captivi- 
tate, aut iure civili, cum homo über maior viginti annis ad pretium 
participandum sese venum dari passus est. Inst. I, 1. 12, 3: Servi 
autem poenae efficiuntur, qui in metallum damnantur et qui bestiis 
subiiciuntur. 

a ) Wir bezeichnen im weiteren Verlauf der Arbeit als „osma- 
nisches Recht“ kurzweg das Recht der Multeka el buhur. 

3 ) Diese kennt das römische Recht übrigens auch, z. B. lex IV, 
2 , duodecim tabularum: Si pater filium ter venum duuit, filius a 
patre über esto* 
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nicht selten, werden aber an dieser Stelle nicht berück¬ 
sichtigt, da sie auf gesetzwidrigen Handlungen be¬ 
ruhen 4 ). 

1. Geburt. 

Das römische Recht hält für die Begründung des 
Sklavenrechtes die Geburt von einer unfreien Mutter 
für ausreichend 5 ). Das osmanische Recht folgt ihm 
hierin im allgemeinen; auch hier können wir den Grund¬ 
satz aufstellen, daß das von einer Sklavin geborene 
Kind unfrei ist. Eine Ausnahme findet sich in allen 
denjenigen Fällen, in denen der Herr selbst der Sklavin 
beigewohnt und mit ihr Kinder erzeugt hat. Diese sind 
zwar unfrei, erlangen aber mit der Anerkennung des 
Herrn die Freiheit 6 ). Es kann auch der Fall vorliegen, 
daß ein Freier sich eine Sklavin kauft, um sie zur Ehe, 
der sogenannten Sklavenehe 7 ), zu nehmen. Nach Schafiiti- 
scher Lehre 8 ) kann er dies jedoch nur, wenn er die für 
eine freie Frau erforderliche Morgengabe 9 ) nicht besitzt, 
und wenn er, falls er ledig bleibt, der Unzucht anheim¬ 
fallen würde. Die Sklavin bleibt zwar unfrei, aber die 
von ihr in der Ehe geborenen Kinder sind ipso iure 
frei 10 ). Ebenso sind die Kinder einer Sklavin gleich 

4 ) v. Tornauw, a. a. 0., S. 177; Albrecht, a. a. 0., S. 33—34. 

5 ) Sohm, a. a. 0., S. 107. Während sich jedoch im römischen 
Rechte die Bestimmung findet, daß, wenn die Mutter während der 
Schwangerschaft auch nur einen Monat lang frei war, dieser Umstand 
genügt, dem Kinde die Freiheit zu verschaffen, läßt sich aus den 
Quellen des muhammedanischen Rechts eine solche Bestimmung 
nicht entnehmen. 

6 ) Muradgea d’Ohsson, a. a. 0., S. 11. 

7 ) Über diese siehe v. Tornauw, a. a. 0., S. 81. 

8 ) Siehe Sachau, a. a. 0., S. 5. 

9 ) Näheres hierüber siehe bei Muradgea d'Ohsson, a. a. 0., V, 
S. 171 ff.; v. Tornauw, a. a. 0., S. 74 ff. 

,0 ) v. Tornauw, S. 178; anders Sachau (Schaffiitische Lehre), 
S. 24: „Das Bedenkliche der Ehe eines Muslims mit einer Sklavin 
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von der Geburt ab frei, wenn der Herr der Sklavin 
einem Dritten den geschlechtlichen Umgang mit ihr ge¬ 
stattet hatte"). Dieser letztere Fall dürfte im übrigen 
äußerst selten sich ereignen, da er im Koran ausdrück¬ 
lich verboten ist 1 *). 


2. Kriegsgefangenschaft. 

Der Hauptgrund des Verlustes der persönlichen 
Freiheit ist die Kriegsgefangenschaft 13 ). Die muhamme- 
danische Rechtsentwicklung geht hierbei von dem Worte 
des Propheten aus: „Kämpfet wider jene von denen, 
welchen die Schrift gegeben ward, die nicht glauben 
an Allah und an den jüngsten Tag, und nicht ver¬ 
wehren, was Allah und sein Gesandter verwehrt haben, 
und nicht bekennen das Bekenntnis der Wahrheit, bis 
sie Tribut aus der Hand gedemütigt entrichten“ 14 ). 

Der Koran macht demnach einen Unterschied 
zwischen denen, welchen die Schrift gegeben ward, und 
denen, die einen solchen Vorteil nicht genossen haben. 
„Die Schrift ward gegeben“ soll heißen, sie haben eine 
geschriebene Offenbarung ihrer Religion. Als solche 
erkannte das muhammedanische Recht jedoch nur die 
fünf Bücher Moses, die Psalmen und den christlichen 
Evangelientext an 15 ). Und somit gehören zur Klasse 
jener, die das Buch empfingen, nur die Christen und 
Juden, während alle anderen Religionsgemeinschaften 


liegt darin, daß die von ihnen erzeugten Kinder Sklaven des Herrn 
ihrer Mutter werden.“ 

") Albrecht, a. a. 0., S. 35, 36; v. Tornauw, a. a. 0., S. 81, 180. 
**) Koran, Sure XXIV, 3. 

,a ) Savvas Pacha (a. a. 0., II, S. 521) behauptet, die Sklaverei 
bestünde im Islam nur als Kriegsrecht. 

,4 ) Koran, Sure IX, 29. 

15 ) Worms, a. a. O., S. 20: Ubieini, a. a. O., Bd. 1, S. 3, Anm. 2. 
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zur anderen Kategorie gerechnet werden 16 ). In der 
Praxis machte man, getreu den Worten des Propheten, 
nur den Unterschied, daß man die „Offenbarungs-Emp¬ 
fänger“ nur solange bekämpfte, bis sie sich unterwarfen 
und die auferlegte Kopfsteuer zahlten, während man 
allen anderen Nichtmuhammedanern die Wahl ließ, ent¬ 
weder zu sterben oder sich zum Islam zu bekehren 17 ). 
Von der Tötung nahm man zunächst die Frauen und 
unmündigen Kinder aus, und später gestatteten die 
Geistlichen nach ihrem Ermessen, daß auch hin und 
wieder Männer, die den Islam nicht annehmen wollten, 
am Leben blieben und zu Sklaven gemacht würden 18 ). 
Denjenigen ungläubigen Kriegsgefangenen, die sich zum 
Islam bekehrten, ließ man Eigentum und Freiheit 19 ) 
gegen Zahlung der Kopfsteuer. 

Es liegt klar auf der Hand, daß die Türkei diese, 
wie bereits mehrfach betont, noch in voller Geltung be¬ 
findlichen Rechtssätze höchstens nur noch in einem 
Kampfe mit nichtzivilisierten Völkerschaften an wenden 
kann. Wenn deshalb v. Liszt behauptet 20 ), daß die 1856 
erfolgte Aufnahme der Türkei in das europäische Konzert 
ein toter Buchstabe in den Staatsverträgen geblieben 


,6 ) Savvas Pacha (a. a. 0., II, S. 521) macht irrtümlich hierbei 
den ungenauen Unterschied zwischen tributzahlenden Monotheisten 
und Polytheisten. 

17 ) Worms, a. a. 0., S. 18; Mülinen, Eberhard Graf v., „Die 
lateinische Kirche im türkischen Reich“. 2. Aufl. Berlin 1903. S. 2. 

18 ) v. Tomauw, a. a. 0., S. 52. 

* 9 ) v. Tornauw, S. 51. — Daß die Bekehrung alsbald geschehen 
mußte, ersehen wir aus Savvas Pacha (a. a. 0., II, S. 522), wonach 
diese vor Übergang des Kriegsgefangenen in andere Hände, z. B. 
durch Verkauf, zu erfolgen hatte, wollte sich der nunmehr Gläubige 
dieser Vorteile erfreuen. Im Gegensatz hierzu steht Muradgea 
d’Ohsson, a. a. 0., Bd. 6, S. 2. 

M ) von Liszt, Franz, „Das Völkerrecht“. 5. Auflage. Berlin 
1907. S. 4. 
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sei, so können wir diese Auffassung von dem eben ge¬ 
schilderten Gesichtspunkte aus keineswegs teilen. 

3. Selbstverkauf. 

Der Selbstverkauf scheint im osmanischen Rechte 
keine oder doch nur geringe Anerkennung gefunden zu 
haben, da Muradgea d’Ohsson ihn in seinem Werke 
nicht erwähnt; dennoch aber müssen wir ihn berück¬ 
sichtigen, da v. Tornauw 81 ) einige interessante Mit¬ 
teilungen über den Selbstverkauf berichtet. 

Es haben nur Ungläubige das Recht, sich in die 
Sklaverei zu verkaufen, und nur im Falle dringendster 
Not mag es hin und wieder einem Muselmann gestattet 
worden sein, sich, um dem sicheren Tode zu entgehen, 
der Freiheit zu entäußern 88 ). 

Der Selbstverkauf fordert in allen Fällen die Ein¬ 
willigung des muhammedanisch-geistlichen Richters, ist 
aber, wenn diese erfolgt ist, bindend, so daß der Selbst¬ 
verkäufer nun nicht mehr vom Vertrage zurück treten 
kann 83 ). 

Ein dem Selbstverkauf ähnliches Rechtsinstitut be¬ 
steht in einer auf längere Zeit abgeschlossenen locatio 
conductio operis. Dieser hat jedoch das osmanische Recht 
wirksam entgegengearbeitet, indem es als höchstzulässige 
Zeit eines Dienstvertrages 3 Jahre ansetzte, während 
im früheren arabischen Rechte ein Vertrag zur Leistung 
persönlicher Dienste bis zur Dauer von 70 Jahren ab¬ 
geschlossen werden durfte 8 *). 

Als ein dem Selbstverkauf verwandtes Rechts¬ 
institut läßt sich des weiteren noch die Behandlung der 
Findelkinder betrachten. 

ai ) v. Tornauw, S. 178. 

3a ) eod., Anm. 2. 

,s ) eod. 

24 ) Tomauw, a. a. 0., S. 111. 
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Der von einem Osmanen 35 ) aufgezogene Findling 
hat diesem seine Dankbarkeit zu beweisen. Zu diesem 
Zwecke läßt man ihm die Wahl, nach erfolgter Voll¬ 
jährigkeit entweder bei seinem Wohltäter als Sklave zu 
verbleiben, oder aber diesem alle auf seinen Unterhalt 
und seine Erziehung aufgewandten Kosten zu ersetzen. 
Von beiden Verpflichtungen entbindet die Erklärung 
des Finders, daß er das Kind aus Barmherzigkeit auf¬ 
genommen habe und auf den Beweis seiner Dankbarkeit 
verzichte 36 ). 


,s ) „Der Nicht-Muslim kann nicht Pfleger eines Findelkindes 
sein.“ Siehe Sachau, a. a. 0, S. 663. 

2G ) v. Tornauw, S. 223. 
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Zweites Kapitel. 

Zustand der Sklaverei. 


§ 1 . 

Rechtliche Klassifizierung des Begriffes „Sklave“. 

Die rechtliche Natur des Begriffes „Sklave“ ist in 
der Literatur bestritten. Muradgea d’Ohsson definiert 
mit der Multeka den Begriff „Sklave“, wie folgt: „Les 
esclaves forment une classe d’hommes prives de toute 
liberte civile, et entierement d6pendants de leurs 
patrons“ 1 ). 

v. Tornauw erklärt die Sklaven als bewegliche 
Sachen, die im vollen und unbeschränkten Eigentum 
ihres Herrn stehen 3 ); Tornauw bleibt dieser Ansicht in 
seinem Werke durchaus treu, indem er des öfteren 
Sklaven und Tiere resp. Haustiere zusammen behandelt 3 ). 

Savvas Pacha sagt: „L’esclavage est une Situation 
d’inferiorite, creee ä l’esclave par la loi, qui l’a prive 
d’une partie des droits de l’homme libre et Fa soumis 
a des obligations vis-ä-vis son maitre“ 4 ). 

Wir stehen hier vor einer ähnlichen Kontroverse, 
wie sie das römische Recht herausgebildet hat. Hier 

*) Muradgea d’Ohsson, a. a. 0., VI, S. 2. 

a ) v. Tornauw, S. 178. 

8 ) So z. B. S. 96: „Besondere Regeln über den Verkauf von 
Lebensmitteln, Haustieren und Sklaven“; oder S. 222: „. . . . ge¬ 
fundene Tiere und Sklaven“. 

4 ) Savvas Pacha, a. a. 0., IT, S. 521. 
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stellte man den Grundsatz auf, daß der Sklave eine 
Sache sei 5 ). Dennoch aber blieb man diesem Grund¬ 
satz nicht in allen Stücken treu, sondern erkannte ein 
Persönlichkeitsrecht des Sklaven insofern an, als man 
ihn gewisse Rechtshandlungen mit rechtlicher Wirkung 
sowohl für seinen Herrn als auch für sich selbst vor¬ 
nehmen ließ 6 ). 

Auch im osmanischen Recht ist der Sklave nicht, 
wie v. Tomauw dies tut, durchweg als Sache zu be¬ 
trachten; denn trotzdem er das Objekt des Kaufes, 
Verkaufes, der Verpfändung, Vermietung usw. sein kann, 
ist ihm auf der anderen Seite wieder in vielen Fällen 
Rechtspersönlichkeit gewahrt geblieben; so insbesondere 
das Eigentumsrecht an immateriellen Gütern, wie z. B. 
Namen, Ehre, das Recht auf sein Leben, die im be¬ 
schränkten Maße strafrechtlich geschützt sind 7 ). Ferner 
genießt er, allerdings gleichfalls nur in beschränktem 
Maße, das Recht, im Prozeß als Zeuge zugezogen zu 
werden 8 ); und schließlich verdienen auch an dieser Stelle 
alle diejenigen Gesetzesvorschriften Erwähnung, die im 
Interesse von Anstand und Sittlichkeit erlassen worden 
sind und dem Herrn gewisse Beschränkungen beim ge¬ 
schlechtlichen Verkehr mit seinen Sklavinnen auferlegen 9 ). 


5 ) Ulp. XIX, 1. Mancipi res sunt... servi et quadrupedes; siehe 
Salkowski, Karl, „Lehrbuch der Instutionen“. 4. Aufl. Leipzig 1883. 
S. 93; vergl. Sohm, a. a. 0., S. 42. Inst. I, 16, 4: servus nullum 
caput habet. 

6 ) Sohm, a. a. 0., S. 105—106. 

7 ) Savvas Paccha, a. a. 0., II, S. 525—526. 

8 ) eod.; vergl. v. Tornauw, a. a. 0., S. 216: „Das Zeugnis eines 
Sklaven gegen seinen Herrn wird nicht zugelassen; wenn es jedoch 
zu seinen Gunsten lautet, so muß es (nach Ansicht einiger Rechts¬ 
lehrer) angenommen werden“. 

9 ) z. B. das Verbot des geschlechtlichen Verkehrs mit einer 
minderjährigen Sklavin (v. Tornauw, S. 178); vergl. auch § 2, 2. a, 
S. 33. 
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Hieraus ersehen wir, daß das Persönlichkeitsrecht 
des Sklaven nicht vollständig vernichtet ist, die Defi¬ 
nition Savvas Pachas mithin die treffendste zu sein 
scheint; aber auch die Definition Muradgea d’Ohssons 
ist nicht zu verwerfen, wenn wir unter „classe d’hommes“ 
das ,rhomme‘ als ^homo‘ im Sinne der Pandekten ver¬ 
stehen. 


§ 2 . 

Rechte des Herrn. 

1. Über Sklaven ohne Ansehung des Geschlechts, 
a) Rechte an Leib und Leben. 

Im römischen Recht hatte der Herr das ius vitae 
ac necis über seinen Sklaven 10 ). So rigoros ist das 
osmanische Recht niemals gewesen, sondern es hat von 
Anfang an die vorsätzliche Tötung eines Sklaven be¬ 
straft, hingegen eine fahrlässige Tötung bei Ausübung 
des Züchtigungsrechtes straflos gelassen"). 

Während nun nach der Multeka der Herr in jedem 
Falle dem Rechte der Wiedervergeltung beim Sklaven¬ 
mord entzogen war 12 ), scheint diese Bestimmung im 
Laufe der Zeit abgeändert worden zu sein. Denn 
Savvas Pacha berichtet uns, daß der Herr, der seinen 
Sklaven vorsätzlich tötet, dem Rechte der Wieder¬ 
vergeltung unterliegt, und daß, wenn er ihn fahrlässig 
tötet, er zum Schadenersatz verpflichtet sein soll 13 ). Der 
Schadenersatz ist an die Eltern des Sklaven, sofern 
diese freien Standes sind, sonst an den Herrn dieser 


l0 ) Gaj. J., I, § 52: . . animadvertere possumus dominis in 

servos vitae necisque potestatem esse“. Siehe Salkowski, a. a. 0., S. 94. 
n ) Muradgea d’Ohsson, a. a. 0., VI, S. 5. 

1 *) eod. „dans ce cas meme, sa qualite de patron le soustrait 
a la loi du talion“. 

I3 ) Savvas Pacha, a. a. 0., II, S. 526. 
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Eltern bzw. dessen Rechtsnachfolger zu zahlen 14 ). Doch 
allzuviel hat diese Milderung der Gesetze nicht auf 
sich; denn der Herr kann zum Tode nur dann ver¬ 
urteilt werden, wenn er selbst eingesteht, den Sklaven 
vorsätzlich getötet zu haben. Was nun das zu ent¬ 
richtende „Wehrgeld“ anbetrifft, so ist diese Rechts¬ 
vorschrift für die Praxis wohl ziemlich bedeutungslos; 
denn die Sklaveneltern zu ermitteln, wird mit großen 
Schwierigkeiten verknüpft sein 15 ), und wenn der Herr 
selbst Eigentümer der Sklaveneltern war, so tritt ipso 
iure eine confusio der Schuld ein. 

Wenn somit das ius vitae ac necis des Herrn im * 
osmanischen Reiche rechtlich zwar nicht besteht, so 
steht ihm doch ein ausgiebiges Züchtigungsrecht über 
seinen Sklaven zweifellos zu. Die Quellen begnügen 
sich, nur die nackte Tatsache des Bestehens dieses 
Rechtes zu berichten 16 ). Schutzgesetze, die der Ver- 
ftigungsmacht des Herrn über die Sklaven Beschrän¬ 
kungen auferlegen, wie sie im alten Rom beispielsweise 
in der constitutio divi Antonini 17 ) eingeführt worden 
sind, bestehen jedoch auch hier, allerdings nur in recht 
geringem Umfange 18 ). 

Von weiteren Rechten des Herrn über den Leib 
des Sklaven verdient noch das Recht zum Verkauf 
und zur Verpfändung des Sklaven erwähnt zu werden. 


,4 ) eod. 

15 ) Zumal es beim Kaufe von Sklaven üblich war, deren Namen 
zu ändern; vergl. v. Tornauw, a. a. 0., S. 96. 

16 ) Muradgea d’Ohsson, a. a. 0., VI, S. 5; Sachau, a. a. 0., 
S. 849. 

,7 ) Gaj., J., I, § 53; s. Salkowski, a. a. 0., S. 94—95. 

I9 ) z. B. Verbot harter Behandlung wie von Anforderungen, 
die die Kräfte und Fähigkeiten des Sklaven übersteigen (v. Tornauw, 
S. 178;; Loskauf von Sklaven, die von ihrem Herrn bedrückt werden, 
aus staatlichen Mitteln (v. Tornauw, S. 41); vergl. ferner Sachau, 
S. 102. 
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Was zunächst den Verkauf anbetrifft, so ist meines 
Erachtens anzunehmen, daß über diesen nicht die 
Bestimmungen des Kaufs in dem neuen bürgerlichen 
Gesetzbuch der Osmanen 19 ), sondern die alten Be¬ 
stimmungen der Multeka maßgebend sind. Denn alle 
aus dem Sklavenverhältnis sich ergebenden Rechtsan¬ 
sprüche gelangen vor den muhammedanisch -geistlichen 
Gerichten der Türkei zum Austrag 20 ); diese jedoch ent¬ 
scheiden nur auf Grund des geistlichen Rechtes. Ferner 
dient auch die Tatsache, daß verschiedene Rechtsgrund¬ 
sätze des gewöhnlichen Kaufes beim Sklavenkaufe modi¬ 
fiziert oder gar nicht zur Anwendung kommen, sondern 
die Multeka hierfür besondere Rechtsgrundsätze aufge¬ 
stellt hat, zur Begründung der Annahme, daß für das 
Rechtsinstitut des Sklavenkaufs nur die alten Rechts¬ 
normen in Frage kommen können. 

Von diesen ist als besonders interessant die Ein¬ 
stellung für Mängel hervorzuheben. Das osmanische 
Recht kennt eine Gewährsfrist von drei Tagen; inner¬ 
halb dieser darf der Käufer, und nur dieser, vom Ver¬ 
trage zurücktreten; und zwar ist hier die sonderbare 
Bestimmung getroffen worden, daß der Käufer vom 
Vertrage zurücktreten kann, ohne die Mängel anzugeben 
zu brauchen, welche den Anlaß zu diesem Tun geboten 
haben 21 ). 

An sonstigen Sonderbestimmungen über den Sklaven¬ 
kauf verdient des weiteren noch erwähnt zu werden, 
daß es verboten ist, junge ungläubige Sklaven an Nicht- 
Muhammedaner zu veräußern 22 ); daß ferner das Eigen- 

**) Siehe Einleitung, S. 16. 

20 ) Über die muhammedanisch-geistlichen Gerichte siehe das 
Nähere bei Albrecht, a. a. 0., S. 58 ff. 

21 ) v, Tornauw, a. a. 0., S. 96. Sonst allgemein eine beider¬ 
seitige dreitägige optio e contractu; vergl. Sachau, S. 272, 289. 

22 ) v. Tornauw, S. 97. 
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tum mehrerer an einem Sklaven durch Kauf begründet 
werden kann 23 ), und daß schließlich die Rechtsordnung 
erlaubt, die Sklaven einzeln oder ganze Sklavenfamilien 
als Sachinbegriff zu veräußern 24 ). 

Hinsichtlich der Befugnis des Herrn, seinen Sklaven 
zur Sicherung von obligatorischen und dinglichen An¬ 
sprüchen zu verpfänden, gelten ebenfalls die Be¬ 
stimmungen des alten Rechts über die Verpfändung be¬ 
weglicher Sachen. Als besonders wichtig ist unter 
diesen hervorzuheben, daß der Herr, der seinen Sklaven 
zur Sicherung einer Forderung verpfändet hat, diesen 
nur mit Genehmigung des Gläubigers während der 
Verpfändung freilassen darf 25 ), und daß der Schuldner 
den Unterhalt des verpfändeten Sklaven bestreiten muß, 
dafür jedoch der Nutzungen bzw. der Früchte teil¬ 
haftig wird 26 ). Außerdem kann durch Parteiverein¬ 
barung festgesetzt werden, daß der Gläubiger das Pfand¬ 
objekt zur Begründung weiterer Rechtsverhältnisse ver¬ 
wenden, es insbesondere wiederum verpfänden, ver¬ 
leihen, vermieten darf 27 ). 

Die Bestellung des Pfandes ist nur als pignus 
möglich, d. h. der Gläubiger kommt in jedem Fall in 
dem Besitz des Sklaven 28 ). 

b) Rechte am Vermögen des Sklaven. 

Im osmanischen Rechte gilt wie im römischen der 
Grundsatz: quodcumque per servum adquiritur, id 

23 ) eod. 

24 ) v. Tornauw, S. 177; Muradgea d’Ohsson, a. a. 0., S. 5. 

36 ) v. Tornauw, S. 137. Sachau (S. 331) macht bezüglich der 
Freilassung eines verpfändeten Sklaven einen Unterschied zwischen 
dem „wohlhabenden“ und dem „unbemittelten“ Pfandgeber. 

26 ) v. Tornauw, eod.; Sachau, S. 332. 

2T ) v. Tornauw, eod. 

28 ) eod. 
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domino adquiritur 29 ). Während jedoch das römische 
Recht diese Institution in seiner späteren Entwicklung 
wesentlich anders gestaltete, insbesondere durch die Be¬ 
stellung eines Sklaven-Pekuliums 30 ) dem Sklaven die 
Möglichkeit gab, sich mit dem, was er als Sklave von 
seinem Herrn erworben, freizukaufen, ist das osmanische 
Recht dem oben angeführten Grundsätze stets treu ge¬ 
blieben 31 ). Die Multeka bringt deutlich zum Ausdruck, 
daß kraft dieses Rechtssatzes der Herr berechtigt ist, 
alle beweglichen Sachen, die sich im Besitze des 
Sklaven befinden, wenn sie ihm begehrenswert erscheinen, 
diesem abzunehmen, ja, wenn der Sklave mit dem von 
ihm erworbenen Gelde die Freiheit sich erkaufen will, 
so kann der Herr ihm die Freiheit verweigern und sich 
das Geld aneignen, auch wenn es von fremden Leuten 
stammt, also beispielsweise als Trinkgeld erworben ist 32 ). 

Nun ist der Fall denkbar, daß der Sklave von 
seinem Herrn verlassen oder von ihm nicht mehr 
alimentiert, auf eigene Rechnung ein Handwerk oder 
Gewerbe betreibt. Dies ist ihm, wie wir im weiteren 
Verlauf der Arbeit 33 ) sehen werden, unter solchen Um¬ 
ständen erlaubt. Wenn er nun auf diese Weise Geld 
oder andere Sachen erwirbt, die ihm den Erkauf der 
Freiheit ermöglichen würden, so müssen wir auch hier 
annehmen, da das Gesetz darüber schweigt, daß im 
Wege der Gesetzesanalogie zu folgern sei, daß das so 
erworbene Geld im Eigentum des Herrn, der seinen 
Sklaven schnöde im Stich gelassen hat, steht, der 

a9 ) Gaj., J., I, § 52. Siehe Salkowski, a. a. 0., S. 94. 

30 ) Vergl. Sohm, a. a. 0., S. 314-315. 

31 ) Muradgea d’Ohsson, a. a. 0., VI, S. 4; „Un esclave ne 
possede rien; sa personne et tous ses biens appartiennent a son 
patron.“ 

33 ) eod. 

33 ) Siehe S. 44. 
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Sklave selbst alle Ausgaben, die er davon macht, als 
negotiorum gestor zu vertreten hat und eventuell wegen 
Unterschlagung strafrechtlich verfolgt werden kann. 

Interessant wäre es, die Konsequenzen dieser strengen 
und rücksichtslosen Gesetzesnorm im Hinblick auf das 
immaterielle Güterrecht zu ziehen. Beispielsweise: ein 
Eunuche des Sultans würde als Dichter, Schriftsteller 
oder bildender Künstler große und bedeutende Erfolge 
erzielen; würde man in einem solchen Falle den Sultan 
für den Eigentümer, d. h. den Autor halten? Die 
Frage läßt sich aus dem osmanischen Rechte leider 
nicht beantworten, da die alte sowie die neue Gesetz¬ 
gebung wenig für das immaterielle Güterrecht übrig 
gehabt haben. 

2. Rechte an Sklavinnen im besonderen. 

Wir haben zu Beginn der Arbeit bereits hervor¬ 
gehoben, daß gegenwärtig wohl ausnahmslos nur noch 
die Harems begüterter Osmanen mit Sklaven bevölkert 
sind, und daß die Sklaven sich in der Hauptsache aus 
Verschnittenen und Mädchen, die dem Herrn als Bei¬ 
schläferinnen dienen, zusammen setzen 34 ). 

Die Stellung der Ehefrau im Hause des Osmanen 
ist eine untergeordnete. Die Ehe stellt sich im allge¬ 
meinen als ein einfaches Kaufgeschäft dar, dessen Kauf¬ 
preis die Morgengabe und dessen Gegenstand das 
„genitale arvum mulieris“ oder „le champ genital de la 
femme“ ist 35 ). Dem Osmanen kommt es mithin beim 
Kaufe seiner Frau in erster Linie auf den Beischlaf 


34 ) Siehe (Einleitung) S. 17—18. 

35 ) So v. Tomauw, a. a. 0., S. 74. Vergl. auch Sachau, a. a. 0., 
S. 34. Eingehenderes über dieses höchst eigenartige Institut siehe 
bei Muradgea d’Ohsson, a. a. O., V, S. 140ff.; Sachau, S. 23ff.; 
v. Tornauw, S. 62 ff. 
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an. Diesem Zwecke dient aber die Sklavin weit besser; 
denn sie hat keinerlei legale Ansprüche an den Herrn, 
wie sie das osmanische Eherecht der Frau dem Manne 
gegenüber zubilligt, und repräsentiert obendrein noch 
ein Vermögensobjekt, das sich jederzeit leicht verwerten 
läßt. Schließlich kann sie der Herr zu jeder Art von 
Diensten zwingen, die er von seiner Ehefrau gesetzlich 
nicht verlangen darf. 

Diese vielseitigen Vorzüge der Sklavin gegenüber 
der legitimen Frau haben die Osmanen schon früh zu 
würdigen gewußt, und die Rechtsordnung hat dieser 
Würdigung in weitestem Maße Rechnung getragen. 

\ 

a) Recht der Beiwohnung. 

An oberster Stelle steht der Grundsatz, daß der 
Herr mit seiner Sklavin jederzeit geschlechtlich ver¬ 
kehren darf 36 ). 

•Um jedoch sündhafter Begierde zu begegnen, hat 
man diese Vorschrift einigermaßen eingeschränkt, indem 
man die Grundsätze des osmanischen polygamischen 
Eherechtes teilweise auf den außerehelichen Verkehr 
mit Sklavinnen in Anwendung brachte. Hiernach darf 
der Herr nicht mit zwei Schwestern, Tante und Nichte 
oder anderen Verwandten verkehren, deren Verwandt¬ 
schaftsgrad ihm die Eingehung einer Ehe verbietet 37 ). 
Auf der anderen Seite sind aber die Bestimmungen des 
Eherechtes in bezug auf den außerehelichen Beischlaf 
mit Sklavinnen erheblich dahin erweitert worden, daß 
man dem Herrn das Recht zugestanden hat, die Sklavin 


36 ) Muradgea d’Ohsson, VI, S. 8; Savvas Pacha, a. a* 0., II, 
S. 522: „Le maitre qui attire son esclave dans son lit sans user 
de violence ne commet pas un peche“. 

aT ) Muradgea d’Ohsson, a. a. 0., VI, S. 8. Über Ehehindernisse 
vergl.Muradgea d’Osson, V, S. 161 ff.; v. Tornauw, a. a. 0., S. 64—65. 
w. 3 
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auch Dritten zur Beiwohnung zu überlassen 38 ). Freilich 
wird er dies nicht ohne die Einwilligung der Sklavin 
tun können; denn der Koran 39 ) verbietet ausdrücklich, 
die Sklavinnen zu unsittlichem Leben anzuhalten. 

Als gerecht und billig verzeichnen wir zum Schluß 
die Bestimmung, daß eine Sklavin, die ihrem Herrn 
Kinder geboren hat, im unveräußerlichem Eigentum 
dieses Herrn bleiben muß 40 ). 

b) Ehe mit Sklavinnen. 

Nun kann natürlich auch der Fall eintreten, daß 
ein Herr seine Sklavin so lieb gewinnt, daß er sie das 
Drückende ihres Sklavenstandes nicht in so hohem 
Maße will fühlen lassen, wie das unter gewöhnlichen 
Umständen die Regel sein wird. Das Gesetz trägt auch 
diesem Falle Rechnung, und hat durch die Hervor¬ 
bringung eines besonderen Rechtsinstitutes der „Ehe 
mit Sklavinnen“ dafür Sorge getragen, daß eine engere 
Verbindung des Herrn mit der Sklavin sich ermöglichen 
läßt, die gleichzeitig auch nach außen hin in die Er¬ 
scheinung tritt. 

Die näheren Begleiterscheinungen dieses Rechts¬ 
institutes gehören in das osmanische Eherecht 41 ). Des¬ 
halb begnügen wir uns, an dieser Stelle über diese 
eigenartige spezifisch-muhammedanische Institution nur 

38 ) v. Tomauw, S. 81; vergl. hierzu v. Tornauw, S. 137 (der 
Pfaudschuldner überläßt dem Pfandgläubiger die verpfändete Sklavin). 
Anders das römische Recht: vetus fuit quaestio, an partus (ancillae) 
ad fructuarium pertineret; sed Bruti sententia obtinuit, fructuarium 
in eo locum non habere; neque enim in fructu hominis homo esse 
potest. (Salkowski, a. a. 0., S. 233.) 

39 ) Koran, Sure XXIV, 3. 

40 ) Muradg’ea d’Osson, VI, S. 34; Sachau, a. a. 0., S. 169, 172; 
v. Tornauw, S. 90 (mit der Einschränkung: solange ein Kind noch lebt). 

41 ) Eingehend dargestellt von Muradgea d’Ohsson, V, S. 140ff.; 
Sachau, a. a. 0., S. 5 ff, 
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das Folgende hervorzuheben. Die Ehe mit Sklavinnen 42 ) 
tritt in zwei Formen in die Erscheinung; entweder der 
Herr heiratet seine eigene Sklavin 43 ) oder aber der 
Herr gibt seine Sklavin einem Dritten zur Ehe 44 ). Ob 
im letzteren Falle die Sklavin, wenn der Mann freien 
Standes ist, die Freiheit erwirbt, ist bestritten 45 ); jeden¬ 
falls aber steht es in dem Belieben des Herrn, der 
Sklavin diese zu gewähren 46 ). In beiden Fällen der 
Sklavenehe fordert das Gesetz dieselben Formen, wie 
sie bei der rechtmäßigen Ehe vorgeschrieben sind 47 ). 

Zu bemerken ist noch, daß, wenn der Herr seine 
Sklavin einem Dritten zur Sklavenehe gibt, dieser ver¬ 
pflichtet ist, an den Herrn die der Sklavin nach dem 
Ehevertrage gebührende Morgengabe zu zahlen 48 ). 

Da es dem Herrn freisteht, seine Sklaven ganz 
nach seinem Belieben zu verheiraten 49 ), so wäre auch 
der Fall denkbar, daß ein Herr seinen Sklaven mit 
einer fremden Sklavin (oder umgekehrt) zu verheiraten 
wünscht. Diesen Wunsch zur Wirklichkeit zu gestalten, 
ist, vorausgesetzt natürlich, daß der Herr des anderen 
Sklaven resp. der anderen Sklavin, gleichen Sinnes ist, 
ein leichtes: der Herr des Sklaven gibt die Morgen¬ 
gabe an den Herrn der Sklavin, mit anderen Worten, 
kauft sie ihm ab und überläßt sie seinem Sklaven. 

4a ) Auf die zeitweilige Ehe (Ehe auf Kündigung, Widerruf 
oder unter einer Resolutiv-Bedingung oder -Befristung) kann hier 
nicht näher eingegangen werden, da diese nur bei den Schiiten in 
Gebrauch ist, bei den sunnitischen Türken also nicht vorkommt. 

43 ) Muradgea d’Ohsson (a. a. 0., VI, S. 13) verlangt hier die 
vorherige Freilassung der Sklavin. Ebenso Sachau, a. a. 0., S. 181. 

44 ) v. Tornauw, a. a. 0., S. 81. 

45 ) eod. 
eod. 

47 ) eod. 

48 ) eod. 

49 ) Muradgea d'ühsson, V, S. 189; VI, 5. 6. 
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Daß auch in diesem Falle, wie überhaupt bei der 
Ehe von Sklaven untereinander, die Grundsätze des 
Eherechtes Platz greifen, läßt sich unschwer daraus 
folgern, daß, wenn auch der Herr über seine Sklaven 
eine unbeschränkte Verfügungsmacht hat, es nicht von 
seinem Willen abhängt, diese Ehe wieder zu trennen 50 ). 

Während der Osmane mit vier Frauen freien 
Standes in rechtmäßiger Ehe verbunden sein kann 51 ), 
ist dies bei der Ehe mit Sklavinnen insofern beschränkt, 
als er nur höchstens zwei Sklavinnen zur Ehe erheben 
darf 58 ). Doch gehen über den letzten Punkt die An¬ 
sichten der Schulen sehr auseinander 53 ). Ein Sklave 
kann indessen nur mit zwei Frauen verheiratet sein 54 ). 


3. Sklavenkinder. 

Die Sklavenkinder werden vom osmanischen Recht 
durchweg als eigene, bewegliche Sachen behandelt; sie 
gelten als von Anfang an von ihren Eltern losgelöst. 
Wenn auch Bestimmungen, wie z. B. der Herr darf 
zwecks Verkaufes die Sklavin nicht von ihrem un¬ 
mündigen Kinde trennen 55 ), diesem Grundsätze zu wider¬ 
sprechen scheinen, so müssen wir dennoch annehmen, 
daß derartige Bestimmungen einzig und allein aus Rück¬ 
sicht auf die Humanität erlassen worden sind; denn die 
nachfolgenden Ausführungen rechtfertigen sämtlich diese 

50 ) Muradgea d’Ohsson, VI, S. 7; vergl. hierzu Savvas Pacha, 
a. a. 0., S. 524. 

51 ) Muradgea d’Ohsson, VI, 8. 141 (Epousez les femmes qui 
vous plaisent, au nombre de deux, trois et meine de quatre); 
Sachau, S. 5, 23. 

**) v. Tomauw, S. 65. 

“) eod. 

54 ) eod; siehe ferner Muradgea d’Ohsson, V, S. 186; Sachau, 
S. 5, 23; Savvas Pacha, S. 524. 

* 4 ) v. Tomauw, a. a. 0., S. 97. 
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unsere Annahme. Hinsichtlich der Sklavenkinder müssen 
wir nun einen dreifachen Unterschied machen: 

a) Kinder der Sklaven im allgemeinen 56 ), 

b) Kinder der Sklavin, die der in der Sklavenehe mit 
ihr verbundene Herr erzeugt hat, 

c) Kinder, die in außerehelicher Beiwohnung des 
Herrn mit seiner Sklavin geboren sind. 

ad a) Die von Sklaven geborenen Kinder gelten 
im allgemeinen als Früchte und gehen mit der Trennung 
vom Mutterleibe als selbständige, bewegliche Sachen in 
das Eigentum des jeweiligen Herrn der Sklavin über 57 ). 
Maßgebend ist allein der Zeitpunkt der Geburt, die 
Schwangerschaft an sich ist bedeutungslos. Das Sklaven¬ 
kind fällt deshalb immer in das Eigentum des Herrn, 
der zur Zeit der Geburt Eigentümer der Sklavin war. 
Eine Ausnahme von dieser Regel bildet nur der weiter 
unten 58 ) zu besprechende Fall, daß der Herr die von ihm 
geschwängerte Sklavin verkauft. 

Es ist mithin auch gleichgültig, ob die Sklavin von 
einem Freien oder Unfreien geschwängert worden ist, 
oder ob das Kind von einem Sklaven erzeugt worden 
ist, dem sie zur Ehe gegeben ward. 

ad b) Was die Kinder der Sklavin, die der in der 
Sklavenehe mit ihr verbundene Herr erzeugt hat, an¬ 
betrifft, so schließen wir uns der Ansicht v. Tornauw’s 
an 59 ), daß, wenn einer der Ehegatten frei, der andere 
aber Sklave ist, die aus solcher Ehe entsprossenen 


56 ) Zu diesen gehören natürlich auch die einer Ehe von Sklaven 
untereinander entsprossenen Kinder, da der Sklave ja nach wie vor 
im Eigentum seines Herrn verbleibt. 

57 ) Muradgea d’Ohsson, a. a. 0., VI, S. 7; v. Tornauw, S. 178. 

58 ) Siehe S. 39-40. 

59 ) v. Tornauw, a. a, 0., S. 178 (im Gegensatz zu Muradgea 
d’Ohsson, a. a. 0., VI, S. 7—8). 
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Kinder frei sind 60 ) und stellen demnach hinsichtlich der 
Kinder, die aus einer Sklavenehe überhaupt, wie ins¬ 
besondere einer solchen des Herrn mit seiner Sklavin 
hervorgegangen sind, den Grundsatz auf, daß diese 
Kinder frei sind; abgesehen davon, daß, wie wir gesehen 
haben 61 ), es einerseits ja dem Herrn freisteht, der Sklavin, 
die er einem Freien zur Ehe überläßt, die Freiheit zu 
gewähren, andererseits es wohl die Regel gewesen sein 
wird, daß der Herr, der seine eigene Sklavin heiratet, 
diese zuvor freigelassen hat 68 ). Und wenn man überdies 
noch in Betracht zieht, daß die Kinder, die der Herr 
mit seiner Sklavin erzeugt hat, ohne mit ihr durch die 
Bande der Ehe verbunden zu sein 63 ), sich des Vorteils 
der Freiheit erfreuen — vorausgesetzt natürlich, daß 
der Herr das Kind anerkennt —, dürfte wohl der Schluß 
Berechtigung finden, daß die in der Sklavenehe ge¬ 
borenen Kinder ohne weiteres als frei anzusehen sind 64 ). 

ad c ) Die Rechtstellung der in außerehelicher Bei¬ 
wohnung von dem Herrn erzeugten Kinder der Sklavin 
ist eine verschiedenartige, je nachdem der Herr das 
Kind als von ihm erzeugt anerkennt oder seine Aner¬ 
kennung verweigert. 

a) Der Herr erkennt das Kind als von ihm er¬ 
zeugt an. 

Die Anerkennung ist eine an eine bestimmte Form 
nicht gebundene Erklärung des Herrn, daß er das 

60 ) Uber die mannigfachen Kontroversen hinsichtlich dieses 
Punktes vergl. Muradgea d’Ohsson, a. a. 0., VI, S. 7—8; v. Tomauw, 
S. 179; Sachau, S. 24. 

61 ) S. 35. 

62 ) Vergl. S. 35, Anm. 43. 

63 ) Siehe ad c. 

64 ) Somit ist meines Erachtens auch die Vereinbarung, daß die 
der Ehe eines Freien mit seiner Sklavin entstammenden Kinder 
Eigentum des Herrn der Sklavin sein sollen, nichtig (vergl. 
v. Tornauw, S. 178 — 179). 
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Kind erzeugt habe 65 ). Ihre vornehmste Rechtswirkung 
ist, daß das Kind die Freiheit erhält 66 ). Die Aner¬ 
kennung muß nicht notwendig bei der Geburt erfolgen, 
sondern sie kann, solange das Kind lebt, vorgenommen 
werden 67 ), und bewirkt dann, daß der bisher unfreie 
Mensch die Freiheit erwirbt 68 ). Andererseits kann die 
Anerkennung auch bereits vor der Geburt erfolgen; 
denn das Gesetz gibt dem Grundsatz „nasciturus pro 
iam nato habetur“ im osmanischen Recht die Wirkung, 
daß es dem Herrn die Befugnis zuschreibt, das noch im 
Mutterleibe befindliche Kind anzuerkennen 69 ); erfolgt so¬ 
dann binnen sechs Monaten die Geburt, so gilt das Kind 
als frei 70 ). 

Anderenfalls ist anzunehmen, da das Gesetz hier¬ 
über schweigt, daß eine erneute Anerkennung zur Legi¬ 
timität des Kindes erforderlich ist. Die sechsmonatliche 
Frist verlängert sich bis zu einer elfmonatlichen vom 
Tage des Anerkenntnisses an in dem Falle, daß der 
Herr nach erfolgtem Anerkenntnis gestorben ist 71 ). 

Eigentümliche Wirkungen übt das Anerkenntnis 
auf das obligatorische Rechtsgeschäft des Kaufes aus. 
Verkauft nämlich ein Herr eine Sklavin, von der er 
nicht weiß, daß sie schwanger ist, und kommt diese 
innerhalb der ersten sechs Monate nach dem Verkaufe 

65 ) Vergl. v. Torna uw, S. 84. — Eine „formelle“ Erklärung hin¬ 
sichtlich des erstgeborenen Kindes hat ohne weiteres die Legitimität 
aller nacbgeborenen zur Folge (ohne natürlich dem Herrn das Recht 
zu nehmen, seine Vaterschaft zu bestreiten). (Muradgea d’Ohsson, 
S. 9.) 

66 ) Muradgea d’Ohsson, VI, S. 11; v. Tornauw, S. 84, u. 178. 

67 ) Muradgea d’Ohsson, eod. „. . quand bon lui semble“. 

68 ) eod. 

69 ) Muradgea d’Olisson, VI, S. 10. 

70 ) eod. 

71 ) So Muradgea d’Ohsson, a. a. 0., VI, S. 10; vergl. hierzu 
v. Tornauw, a. a. 0., S. 83. 
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nieder, so gibt das Gesetz dem ehemaligen Herrn das 
Recht, das Kind jetzt noch anzuerkennen 71 ). Die An¬ 
erkennung übt dann neben ihrer gewöhnlichen Wirkung, 
nämlich der Freiheit des Kindes, noch die Wirkung aus, 
daß sie den Kauf nichtig macht, d. h. den ursprüng¬ 
lichen Herrn zur Rückgabe des Kaufpreises, den neuen 
Herrn aber zur Rückgabe der Sklavin und des Kindes 
verpflichtet 73 ). 

Wenn eine Sklavin zu gleicher Zeit oder hinter¬ 
einander Mutter mehrerer Kinder wird, so erstreckt sich 
das Anerkenntnis eines Kindes ohne weiteres auf die zu 
gleicher Zeit oder nachgeborenen 74 ). Das Gesetz prä- 
sumiert hier aus der Dispositonsbefugnis des Herrn über 
seine Sklavin, daß die später geborenen Kinder eben¬ 
falls vom Eigentümer der Sklavin erzeugt worden sind. 
Diese Rechtsvermutung ist jedoch eine praesumtio iuris, 
d. h. sie wird entkräftet, wenn der Herr ausdrücklich 
die Vaterschaft bestreitet 75 ). 

ß ) Der Herr erkennt das Kind nicht an. 

In diesem Falle treten die unter a) 76 ) geschilderten 
Rechtswirkungen ein. Das Kind bleibt unfrei und als 
bewegliche Sache im Eigentum des Herrn der Mutter. 


n ) Muradgea d’Ohsson, VI, S. 11; zu dem Verkaufe einer 
Sklavin überhaupt bemerkt v. Tornauw (S. 96): „Eine verkaufte 
Sklavin kann nicht vor Eintritt der monatlichen Reinigung dem 
Käufer übergeben werden; wenn indessen die Menstruationssymptome 
bei ihr nicht erscheinen, so muß 40 Tage gewartet werden, um sich 
mit Gewißheit davon zu überzeugen, daß sie nicht schwanger ist.* 

73 ) Muradgea d’Ohsson, VI, S. 11—12. Bemerkenswert sind 
auch die Ausführungen Sachaus über den Verkauf einer schwangeren 
Sklavin (S. 88—89). 

74 ) Muradgea d’Ohsson, VI, S. 9. 

75 ) eod. 

76 ) Siehe S. 37. 
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4. Miteigentum. 

Wenn mehrere Herren Sklaven gemeinschaftlich be¬ 
sitzen, so entsteht ein Gesellschaftsverhältnis, dessen nähere 
Betrachtung wiederum den Unterschied zwischen Sklaven 
im allgemeinen und Sklavinnen im besonderen erfordert. 

a) Miteigentum an Sklaven im allgemeinen. 

Das Eigentum am Leibe des Sklaven besteht zu 
ideellen Quoten 77 ) und wird, da der Leib des Sklaven 
ein unteilbares Ganzes bildet, vom Gesetzgeber nicht 
näher berührt. Es erscheint auch nebensächlich im 
Hinblick darauf, daß der Nutzen der Gesellschafter in 
den zu leistenden Diensten des Sklaven besteht. Diese 
werden nach freier Vereinbarung der Parteien auf die 
einzelnen Gesellschafter verteilt; ist jedoch nichts Be¬ 
sonderes ausgemacht, so gilt der Grundsatz, daß der 
Sklave den einzelnen Gesellschaftern der Reihe nach 
immer je 24 Stunden zu Diensten stehen muß 78 ). 

Erwähnung verdient noch der Grundsatz, daß jedem 
der Miteigentümer das Recht zusteht, einem gemeinsamen 
Sklaven hinsichtlich des ihm zustehenden Anteiles eine 
unbeschränkte oder beschränkte Freilassung 79 ) zu ge¬ 
währen 8 “). Ob und unter welchen Umständen sich diese 
teilweise Freilassung auf den ganzen Sklaven erstreckt, 
ist eine in der Literatur, den einzelnen Schulrichtungen 
entsprechend, verschieden behandelte Frage. Während 
Sachau 81 ) eine „Ausstrahlung“ der partiellen Freilassung 
auf den ganzen Sklaven nur für den Fall anerkennt, 

77 ) Muradgea d’Ohsson, a. a. 0., VI, S. 48. 

78 ) eod. 

79 ) Diese beiden Rechtsinstitute sind des näheren dargestellt 
S. 54 ff. und S. 57 ff. 

*°) Muradgea d’Ohsson, VI, S. 51. 

81 ) Sachau, a. a. 0., S. 134. 
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daß der die Freiheit gewährende Herr dem oder den 
anderen Miteigentümern die ihnen rechtlich zustehende 
Entschädigung gezahlt hat, tritt nach v. Tornauw 83 ) 
diese „Verbreitung“ einer solchen teilweisen Freilassung 
auf den ganzen Sklaven (abgesehen von dem Ent¬ 
schädigungsanspruch, dessen Bestehen unbestritten ist) 
ipso iure ein, ja der Sklave hat das Recht, die Freiheit 
vor Gericht zu fordern. Eine weitere Kontroverse ist 
die Frage, wer die Entschädigungssumme zu bezahlen 
hat, der freilassende Miteigentümer oder der Sklave 83 ). 
Jedenfalls aber wird durch die Freilassung des Sklaven, 
wenn diese auch einstweilen nur eine teilweise ist, die 
Dispositionsbefugnis der anderen Miteigentümer insoweit 
beschränkt, als ihnen nur noch das Recht zusteht, sich 
von dem Sklaven dienen zu lasssen, jedes weitere aber, 
wie z. B. den Verkauf des Sklaven zu fordern, oder das 
ihnen an demselben zustehende Eigentum ihren gesetz¬ 
lichen Erben zu übertragen, ihnen genommen ist 84 ). 

b) Miteigentum an Sklavinnen im besonderen. 

Hier ist insbesondere zu bemerken, daß den ein¬ 
zelnen Gesellschaftern verboten ist, der gemeinsamen 
Sklavin beizuwohnen 85 ). Vollzieht dennoch ein Gesell¬ 
schafter mit der Sklavin die Beiwohnung, so gilt das 
Miteigentum als mit diesem Augenblicke aufgehoben; 
der Gesellschafter ist verpflichtet, an die übrigen die 
auf sie fallenden Anteile des Kaufpreises bzw. der 
Morgengabe auszuzahlen und die Sklavin in sein 
alleiniges Eigentum zu übernehmen 86 ). Eine noch in 

83 ) v. Tornauw, a. a. 0., S. 180—181. 

83 ) Hierüber vergl. v. Tornauw, >S. 181. 

84 ) Muradgea d’Ohsson, a. a. 0., VI, S. 51. 

85 ) Muradgea d’Ohsson, a. a. 0., S. 48. 

86 ) Muradgea d’Ohsson, VI, S. 48— 49; v. Tornauw, a. a. <)., 
S. 97 („sofern dies die Geburt eines Kindes zur Folge hatte“). 
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das Gesellschaftsverhältnis eingreifende Wirkung hat 
jedoch der Fall, daß dieser- Beiwohnung ein Kind ent¬ 
springt, dessen Legitimität der Vater anerkennt. In 
diesem Falle steht den Gesellschaftern das Recht zu, 
den ihnen zukommenden Anteil an dem Werte des 
Kindes zu fordern 87 ). Wird die Sklavin von einem außer¬ 
halb des Gesellschaftsverhältnisses Stehenden schwanger, 
so geht das Kind in das Miteigentum der Gesellschafter 
über 88 ). Auf die von Muradgea d’Ohsson weiterhin noch 
angeführten Fälle 89 ), in denen mehrere der Gesellschafter 
den Beischlaf vollzogen haben, und hinsichtlich deren 
der Kalif Omar eine beachtenswerte Rechtsentscheidung 
gegeben haben soll, erübrigt es sich, des näheren einzu¬ 
gehen, da sie ein zwiefaches Verhalten contra legem 
zur Voraussetzung haben; denn erstens ist der gesetz¬ 
lichen Bestimmung, daß das Miteigentum mit der Voll¬ 
ziehung der Beiwohnung eines Gesellschafters mit der 
Sklavin gelöst sein soll, nicht genügt worden, zweitens 
ist die Sklavin entgegen Koran, Sure XXIV, 3, zu un¬ 
sittlichem Leben angehalten worden. 


§ 3. 

Pflichten des Herrn. 

Die Pflichten, die die Rechtsordnung dem Herrn 
seinem Sklaven gegenüber auferlegt, sind im Vergleich 
zu den ihm zustehenden Rechten nur gering. 

Auch hier erscheint es zweckmäßig, eine Teilung 
vorzunehmen in Pflichten gegen Sklaven im allgemeinen 
und solche gegen weibliche Sklaven im besonderen. 
Während sich die Pflichten der ersten Art ausschließlich 


M ) Muradgea d’Ohsson, VT, S. 49. 

88 ) v. Tomauw, S. 178. 

89 ) Muradgea d’Ohsson, VI, S. 49 —50. 
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aus Schutzvorschriften ergeben, die die Erhaltung und 
Pflege des Eigentums erfordern, sind die der zweiten Art 
erlassen, um einer turbatio sanguinis wirksam vorzu¬ 
beugen. 

a) Pflichten gegen Sklaven im allgemeinen. 

„Wie sich jedes Eigentum des Schutzes und der 
Sorge seines Herrn erfreuen soll“, so besteht eine gesetz¬ 
liche Alimentationspflicht des Herrn gegenüber seinen 
Sklaven 90 ). Der Unterhalt, den der Herr dem Sklaven 
zu gewähren hat, braucht nur ein notdürftiger zu sein 91 ). 
Die Verletzung dieser Pflicht birgt rechtsnachteilige 
Folgen in sich. So ist insbesondere dem Sklaven das 
Recht gegeben, wenn sein Herr ihn nicht alimentiert, 
auf eigene Rechnung ein Handwerk oder Gewerbe zu 
betreiben, um sich so seinen Lebensunterhalt zu ver¬ 
schaffen 99 ); ohne daß natürlich die Eigentumsrechte des 
Herrn an dem Sklaven dadurch eine Einbuße erleiden 93 ). 
Fehlen nun dem Sklaven die Mittel hierzu, oder aber 
ist der Herr außerstande, seinen Alimentationspflichten 
nachzukommen, so ist er verpflichtet, seinen Sklaven 
freizulassen, zu verkaufen oder zu verschenken; tut er 
dies nicht, so kann ihn das Gesetz hierzu zwangsweise 
anhalten 94 ). 


®°) v. Tomauw, a. a. 0., S. 83; Muradgea d’Ohsson, a. a. 0., VI, 
S. 5—6; Sachau, a. a. 0., S. 18. 

91 ) Sachau, S. 101—103. „Notdürftig“ im Gegensatz zum 
„standesgemäßen“ Unterhalt, wie ihn z. ß. die Ehefrau zu fordern 
berechtigt ist; siehe Muradgea d’Ohsson, V, S. 179. 

9a ) Muradgea d’Ohsson, VI, S. 6; Sachau (S. 102) gibt den 
Sklaven das Recht, innerhalb einer bestimmten Zeit seinen Unter¬ 
halt bei dem Richter zu reklamieren. 

9S ) Vergl. S. 31. 

94 ) Muradgea d’Ohsson, VT, S. 6; v. Tornauw, S. 83; Sachau, 
S. 102. 
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b) Pflichten gegen Sklavinnen im besonderen. 

Wie bereits erwähnt, bestehen die Pflichten dieser 
Art in Rechtsvorschriften, die einer turbatio sanguinis 
wirksam Vorbeugen sollen. Das Gesetz legt deshalb 
dem Herrn, der eine Sklavin käuflich erwirbt, die Ver¬ 
pflichtung auf, sich eine bestimmte Zeit der Beiwohnung 
mit ihr zu enthalten 95 ). Diese Enthaltsamkeitsfrist be¬ 
trägt bei nicht-mannbaren Sklavenmädchen einen Monat, 
hinsichtlich der anderen währt sie bis zur ersten Men¬ 
struationsperiode, und, falls diese infolge krankhafter 
Störung der Körperorgane nicht eintritt, drei Monate 96 ). 
Im Falle, daß die Sklavin schwanger ist, verlängert sich 
die Frist bis zum vierzigsten Tage nach der Niederkunft 97 ). 
Schließlich schreibt das Gesetz noch dem Herrn, der 
eine Sklavin zu verkaufen beabsichtigt, vor, während 
eines ganzen Monats vor ihrer Übergabe an den Käufer 
sich jeden Verkehrs mit der Sklavin zu enthalten 98 ). 

Diese Vorschriften sind jedoch nur leges imperfectae, 
da ihre Verletzung eine Bestrafung nicht nach sich zieht. 
Muradgea d’Ohsson bemerkt ausdrücklich, daß der 
Muhammedaner, der die Enthaltsamkeitspflichten verletzt, 
nur gegen sein Gewissen sich versündige und gegen die 
guten Sitten verstoße 99 ). Er führt sodann drei Fälle an, 
die unter geschickter Ausbeutung der osmanischen Rechts¬ 
institute eine Umgehung der Enthaltsamkeitsgebote er¬ 
möglichen 10 °); ein Beweis dafür, daß eine Verletzung 
dieser Pflichten des Herrn recht häufig Vorkommen mag. 

9S ) Muradgea d’Ohsson VI, S. 15—16; vergl. auch Sachau, 
S. 17 u. 87. 

% ) Muradgea d’Ohsson, VI, S. 16. 

9T ) eod.; vergl. v. Tomauw, S. 96. 

98 ) Muradgea d’Ohsson, VI, S. 18; siehe auch v. Tomauw eod. 

**) Muradgea d’Ohsson, a. a. 0., VI, S. 17. 

10 °) eod. 
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Drittes Kapitel. 

Auflösung der Sklaverei. 


Unter Auflösung der Sklaverei, die wir im vor¬ 
liegenden Kapitel behandeln wollen, haben wir die Her¬ 
stellung eines Rechtszustandes zu verstehen, die den 
Sklaven vom vermögensunf&higen Rechtsobjekt zum ver¬ 
mögensfähigen Rechtssubjekt macht. 

Wir haben hierbei zu unterscheiden zwischen Habili¬ 
tation und Freilassung. 

Erstere macht den Sklaven zwar vermögensfahig, 
unterwirft ihn aber in einzelnen Beziehungen den Be¬ 
schränkungen durch den Willen des Herrn; letztere bewirkt 
völlige Trennung von Herrn und Sklaven. 

Falls die Freilassung kraft Gesetzes eintritt, hat sie 
die sofortige Zerstörung des Rechtsbandes zwischen Herrn 
und Sklaven zur Folge. Eine gleiche Wirkung hat die 
Freilassung durch Willensakt des Herrn, sofern dieser 
Willensakt sich als sogenannte unbeschränkte Freilassung 
zu erkennen gibt. Das osmanische Recht kennt aber 
neben dieser noch eine beschränkte Freilassung, die als 
bedingte mit dem Eintritt einer Bedingung, als testa¬ 
mentarische mit dem Eintritt des Todes des Herrn ihren 
Anfang nimmt. Daneben kennt das Gesetz noch eine 
sogenannte vertragsmäßige Freilassung, die ähnliche 
Rechtsfolgen wie die Habilitation erzeugt, aber auf einem 
unverletzbaren Vertrage zwischen Herrn und Sklaven 
beruht. 
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§ 1. Habilitation 1 ). 

Die Habilitation ist ein Rechtsakt, durch welchen 
der Herr den Sklaven zu einem vermögensfähigen Rechts¬ 
subjekt macht, der jedoch nicht die unbedingte Freiheit 
des Sklaven zur Folge hat, ihn vielmehr immer noch 
in gewissen Beziehungen dem Willen des Herrn unter¬ 
worfen sein läßt. 

Die Habilitation kann sowohl an männlichen wie 
an weiblichen Sklaven vorgenommen werden 3 ); sie er¬ 
fordert keine bestimmte Form, sondern kann sowohl 
durch gerichtlichen Akt erfolgen als auch durch münd¬ 
liche Erklärung; ja sogar eine stillschweigende Ein¬ 
willigung des Herrn wird für ausreichend erachtet 3 ). 

Die Habilitation kann sowohl unentgeltlich wie auch 
gegen Entgelt erfolgen 4 ); letzteres durch Zahlung eines 
bestimmten Prozentsatzes seines Vermögenserwerbes oder 
einer bestimmten Geldsumme, je nach Vereinbarung des 
Herrn mit dem Sklaven 5 ). 

Ist der Sklave durch die Habilitation nunmehr zwar 
vollvermögensfähig geworden, so daß er berechtigt ist, 
jede Art von Geschäften abzuschließen und die daraus 
gezogenen Vorteile als sein freies unbeschränktes Eigen¬ 
tum zu erwerben 6 ), so bleibt er doch in folgenden fünf 
Beziehungen dem Willen des Herrn weiter unterworfen, 
insofern er ohne Ermächtigung seines Herrn 


*) Die Betrachtung dieses Rechtsinstitutes schließt sich an die 
Darstellung Muradgea d’Ohssons an, der a. a. 0., VI, S. 18—23 eine 
geschlossene Schilderung dieses in der übrigen Literatur kaum be¬ 
rührten Institutes gibt. 

s ) Muradgea d’Ohsson, VI, S. 18. 

3 ) eod. 

4 ) eod. 

5 ) Muradgea d’Ohsson, VI, S. 19. 

•’) eod. 
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1. sich nicht verheiraten, 

2. seinen eventuellen Sklaven und Sklavinnen nicht 
die Ehe gestatten, 

3. seine Sklaven nicht freilassen, 

4. kein Geld als Darlehen geben, 

5. keine Schenkungen machen kann. (Letzteres 
Verbot bezieht sich auf jede Art der remune¬ 
ratorischen Schenkung und auf die Hingabe von 
Almosen.) 7 ) 

Für den Fall, daß der Habilitierte in Konkurs gerät, 
haben die Gläubiger das Recht, seinen Verkauf zu ver¬ 
langen 8 ); indessen bleiben die Ansprüche des Herrn, der 
im übrigen nicht für die Schulden des Habilitierten zu 
haften hat 9 ), bis zum Tage seines Verkaufes eine 
privilegierte Forderung 10 ). 

Die Habilitation ist jederzeit von dem Herrn nach 
seinem Belieben frei widerruf bar. Der Widerruf bewirkt, 
daß der Habilitierte in den Zustand der Sklaverei zurück¬ 
versetzt wird 11 ). Eine habilitierte Sklavin, welche in¬ 
folge der Beiwohnung mit ihrem Herrn ein Kind zur 
Welt bringt, wird ipso iure wieder unfrei, jedoch greifen 
für sie die weiter unten 12 ) zu besprechenden Benefizien 
der mütterlichen Freilassung Platz 13 ). 


7 ) eod. 

8 ) Muradgea d’Ohsson, VI, S. 20. 

9 ) Muradgea d’Ohsson, VI, S. 19. Anders hinsichtlich der 
Schulden eines Sklaven, vergl. Muradgea d’Ohsson, VI, S.4; v. Tomauw, 
a. a. 0., S. 104. 

10 ) Muradgea d’Ohsson, VI, S. 20. 
n ) Muradgea d’Ohsson, VI, S. 22. 
ia ) Siehe S. 50—51. 

13 ) Muradgea d’Ohsson, VI, S. 23. 
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§ 2. Freilassung 14 ). 

Die Freilassung ist derjenige Akt, der dem Sklaven 
die vollen und uneingeschränkten Persönlichkeitsrechte 
verleiht. Das Gesetz macht einen Unterschied zwischen 

1. Freilassung kraft Gesetzes und 

2. Freilassung durch Willensakt des Herrn. 

l. Freilassung kraft Gesetzes. 

Die Freilassung des Gesetzes tritt in bestimmten, 
gesetzlich normierten Fällen ohne Rücksicht auf den 
Willen des Herrn ein, d. h. wenn die im Gesetze fest¬ 
gelegten Tatbestandsmerkmale gegeben sind, gilt der 
Sklave ipso iure als frei. Die Fälle, in denen kraft 
Gesetzes eine Freilassung stattfindet, sind folgende: 

a) infolge Verwandtschaft, 

b) mütterliche Freilassung, 

c) Freilassung der Sklavenkinder, 

d) Krankheit (Aussatz) des Sklaven, 

e) Flucht des Sklaven aus ausländischer Sklaverei 
mit nachfolgender Bekehrung zum Islam. 

a) Verwandtschaft. 

Der Sklave gilt als frei, wenn er durch Kauf oder 
ein sonstiges Rechtsgeschäft in das Eigentum eines nahen 
Verwandten gelangt 15 ). Als Verwandtschaft in diesem 
Sinne normiert das Gesetz eine Familienzugehörigkeit, 


u ) Von einem Vergleich der einzelnen Arten der Freilassung 
des osmanischeD Rechtes mit denen des römischen Rechtes mußte 
Abstand genommen werden, da erstere spezifisch-muhammedanische 
Institutionen sind, und, abgesehen von der testamentarischen Frei¬ 
lassung (siehe S. 60, Anm. 71) auf gänzlich anderen Voraussetzungen 
beruhen. 

,5 ) Muradgea d ? Ohsson, VI, S. 2 u. <J. 
w. 4 


Digitized by 


Gck igle 


Original from 

UNIVERSITY OF CALIFORNIA 



50 


die zugleich nach den Grandsätzen des Eherechts eine 
Heirat ausschließen würde 16 ). Demnach erfolgt die gesetz¬ 
liche Freilassung: 

1. bei Blutsverwandtschaft (Aszendenten, Deszen¬ 
denten sowie Verwandschaft zweiten und dritten 
Grades in der Seitenlinie), 

2. bei Schwägerschaft in aufsteigender und ab¬ 
steigender Linie, 

3. bei Verwandtschaft durch die Amme; d. h. haben 
zwei Kinder ein und dieselbe Amme gehabt, so 
gelten sie als so nahe verwandt, daß dadurch 
ein Ehehindernis herbeigeführt wird 17 ). 

b) Mütterliche Freilassung. 

Die Muttersklavin, d. h. diejenige Sklavin, die ihrem 
Herrn infolge dessen rechtmäßiger Beiwohnung 18 ) ein 
Kind geboren hat 19 ), wird, sofern der Herr das Kind 
anerkannt hat 90 ) in der Rechtsordnung gegenüber anderen 
Sklavinnen privilegiert, insofern als der Herr, wie wir 
bereits erwähnt haben 91 ), in seiner Dispositionsbefugnis 

,6 ) Muradgea d’ Ohsson, VI, S. B. Über Ehehindernisse ins¬ 
besondere s. v. Tornauw, S. 64—65; Muradgea d’Ohsson, V, S. 161ff.: 
Sachau, S. 7—8. 

1T ) Als Erklärung hierfür gibt Sachau (a. a. 0., S. 93) an: 
„Die Muttermilch wird mit dem Semen virilis (sic!) verglichen, beide 
erzeugen Verwandtschaft“. 

* 8 ) denn: „Eine Sklavin, welche ein Kind nicht von ihrem 
Herrn, sondern von einer fremden Person hat, wird selbst dann nicht 
zur Muttersklavin, wenn der Vater des Kindes sie von ihrem Herrn 
kauft und sich zum Eigentümer derselben macht“ (v. Tomauw, 
a. a. 0., S. 184). 

19 ) Ohne Rücksicht darauf, ob das Kind lebend oder tot zur 
Welt kommt (Sachau, a. a. 0., S. 172). 

M ) Muradgea d’Ohsson, a. a. 0., VI, S. 33. Über die Form der 
Anerkennung s. S. 38—39, insbesondere Anmerkung 65. 

ai ) Siehe S. 34. 
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über sie erheblich beschränkt ist, da er sie weder ver¬ 
kaufen noch verschenken, noch verpfänden, noch durch 
Testament vermachen, noch auch an einen Dritten ver¬ 
heiraten darf”). 

Dennoch aber bleibt sie Sklavin. Das Sklaven¬ 
verhältnis erlischt erst mit dem Tode des Herrn 23 ); 
denn mit diesem Zeitpunkt erlangt sie kraft Gesetzes 
die volle und unbeschränkte Freilassung 24 ). 

Sie ist daher den Grundsätzen des Erbrechtes als 
Sache in keiner Weise unterworfen. Mag die Erbschaft 
des Herrn auch noch so überschuldet sein, die Mutter¬ 
sklavin erlangt stets unentgeltlich ihre Freiheit, ohne 
auch nur im geringsten für die hinterlassenen Schulden 
ihres Herrn haften zu müssen*). 

c) Freilassung der Sklavenkinder. 

Die von dem Herrn mit seiner Sklavin erzeugten 
und von ihm anerkannten Kinder sind kraft Gesetzes 
frei 28 ). Eine solche ausdrückliche Anerkennung ist jedoch 
nur für das erste Kind, das eine Sklavin ihrem Herrn 
gebiert, erforderlich 27 ); alle weiteren aus der Beiwohnung 
des Herrn mit seiner Sklavin hervorgegangenen Kinder 
bedürfen zwecks Legitimität nicht mehr dieser Aner¬ 
kennung 28 ); es genügt demnach, um sie des gleichen 
Vorteils, wie das erstgeborene, teilhaftig werden zu lassen, 


**) Belege hierfür s. S. 34, Anm. 40. 

**) Einerlei, ob der Tod ein natürlicher oder ein durch die 
Sklavin gewaltsam herbeigeführter ist; so Sachau, a. a. 0., S. 173. 

34 ) Muradgea d’Ohsson, a. a. Ö., VI, S. 33; Sachau, S. 169; 
v. Tomauw, S. 180 (mit der Einschränkung: „wenn eius der Kinder 
dann noch am Leben ist“. 

as ) Muradgea d’Ohsson eod. 

a6 ) v. Tornauw, S. 180; Muradgea d’Ohsson, VI, S. 11. 

27 ) Muradgea d’Ohsson, VI, S. 9. 
a8 ) Derselbe, eod. 
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daß der Herr hinsichtlich ihrer nicht durch ausdrückliche 
Erklärung seine Vaterschaft bestritten hat. 

Nach anderer Ansicht 19 ) werden diese nachgeborenen 
Kinder, wie überhaupt sämtliche Kinder, welche die 
Muttersklavin seit der Geburt ihres von ihrem Herrn 
erzeugten Kindes geboren hat, erst mit der durch den 
Tod ihres Herrn freiwerdenden Mutter frei. 

d) Krankheit (Aussatz) des Sklaven. 

Eine weitere Freilassung kraft Gesetzes wird dem¬ 
jenigen Unfreien zuteil, der vom Aussatz befallen wird 30 ). 
Diese Gesetzesvorschrift beruht ohne Frage auf sanitären 
Rücksichten, um einer Ansteckung durch diese schwere 
Krankheit und deren Verbreitung rechtzeitig vorzubeugen, 
und zugleich eine völlige Isolierung des Leprakranken 
herbeizuführen. Eine Gesundung war in den meisten 
Fällen ausgeschlossen, da die tückische Krankheit zu¬ 
meist ein langdauerndes Siechtum mit schließlichem 
tödlichen Ausgang zur Folge hat. Trat wider Erwarten 
eine Genesung ein, so war jedenfalls die Wiederaufnahme 
des Gesundeten unter seine Mitmenschen nur unter großen 
Schwierigkeiten möglich 31 ). 

Unter Berücksichtigung dieser Verhältnisse scheint 
die Bestimmung des osmanischen Rechtes entstanden zu 
sein, daß der leprakranke Sklave mit dem Augenblicke 
des Ausbruches der Krankheit kraft Gesetzes frei werde 
und den Rest seines Lebens, gleichgültig ob er gesunde 
oder nicht, frei bleibe 31 ). 

w ) Sachau, a. a. 0., S. 174. 

30 ) v. Tornauw, a. a. 0., S. 181. 

31 ) So war sie im alten Palästina von der Einwilligung der 
Priester abhängig; vergl. Ev. Lucae, Kap. 5, V, 12ff. und Kap. 17, 
V, 11 ff. 

33 ) Albreeht, a. a. 0., S. 35. 
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e) Flucht des Sklaven aus ausländischer 
Sklaverei mit nachfolgender Bekehrung zum 

Islam. 

Als letzter Fall der Freilassung kraft Gesetzes ist 
schließlich noch zu berichten, daß ein Sklave, der sich 
aus einem fremden Territorium in das osmanische Reich * 
flüchtet und sich dort zum Übertritt zum Islam bereit 
erklärt, mit dem Augenblicke der Bekehrung kraft Ge¬ 
setzes frei wird 3 *). 

Diese eigenartige Bestimmung des osmanischen 
Rechtes findet ihren Ursprung in der Sunna, d. h. sie 
greift auf eine Tat des Propheten zurück. Dieser hatte 
nämlich einstmals landfremde heidnische Sklaven, die 
sich zu ihm flüchteten und sich zu seinem Glauben be¬ 
kannten, augenblicklich für frei erklärt, entgegen den 
Vorstellungen seiner Jünger, die auf die Eigentumsrechte 
des Herrn an seinen Sklaven hinwiesen 34 ). 

2. Freilassung durch Willensakt des Herrn. 

Wie oben 33 ) bereits angedeutet, unterscheidet das 
Gesetz eine unbeschränkte und eine beschränkte Frei¬ 
lassung durch Willensakt des Herrn. Während die 
letztere das Sklaven Verhältnis nicht sofort auf hören, 
sondern das iuris vinculum zwischen Herrn und Sklaven 
in allen seinen Phasen noch weiter fortbestehen läßt, 
hat die erstere, der wir uns zunächst zuwenden wollen, 
eine völlige Zerstörung des Sklavenverhältnisses und 
damit eine sofortige und unbedingte Rechtsfähigkeit des 
Sklaven zur Folge. 

33 ) Muradgea d’Ohsson, a. a. 0., VI, S. 3. 

34 ) eod. 

35 ) Siehe S. 46. 
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a) Unbeschränkte Freilassung. 

Die unbeschränkte Freilassung begegnet uns im 
osraanischen Rechte in zwei Formen 36 ), und zwar: 
a) als unentgeltliche und 
ß ) als solche gegen Entgelt. 

a) Die unentgeltliche Freilassung. 

Diese ist eine Liberalität des Herrn, zu der er 
rechtlich niemals gezwungen werden kann 37 ). Zwar soll 
sich, wie Savvas Pacha berichtet 38 ), im osmanischen 
Rechte das Gewohnheitsrecht herausgebildet haben, dem 
muhammedanischen Sklaven, der sieben Jahre hindurch 
seinem Herrn treu gedient hat, zum Danke für die ge¬ 
leisteten Dienste die Freiheit zu gewähren. Diese An¬ 
sicht Savvas Pachas, der im übrigen als Kind des Landes 
sicher ein trefflicher Kenner der Verhältnisse der Türkei 
ist, ist nicht ohne weiteres von der Hand zu weisen, 
ist doch, nach den eigenen Worten des Propheten, die 
Freilassung eines Sklaven ein herrliches und gottgefälliges 
Werk 39 ); immerhin läßt sich die von Savvas aufgestellte 
Behauptung, wenn auch vereinzelte Fälle für das Be¬ 
stehen eines solchen Brauches sprechen mögen 40 ), doch 
wohl schwerlich als Gewohnheitsrecht im legalen Sinne 
auslegen. 

Was nun den Akt der unentgeltlichen Freilassung 
selbst anbetrifft, so gibt uns das Gesetz mehrere Gründe 

36 ) Muradgea d’Ohsson, VI, S. 24. 

,T ) Muradgea d’Ohsson, eod.; v. Tornauw, a. a. 0., S. 179; 
s. auch Sachau, a. a. 0., S. 181. („Eine erzwungene Freilassung ist 
ungültig“.) 

38 ) Savvas Pacha, a. a. 0., II, S. 523. 

39 ) Muradgea d’Ohsson, VI, S. 24; v. Tornauw, a. a. 0., S. 179; 
Sachau, S. 131. 

40 ) Muradgea d’Ohsson, VI, S. 58 (Observations) „au bout 
d'un certain nombre d’annees de Service“. 
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an, welche den Willen des Herrn zu dieser Liberalität 
bestimmt haben könnten. Sei es nun, daß ein Gelübde 
oder die sich selbst auferlegte Sühne für eine Ver¬ 
fehlung 41 ) den Herrn zu diesem Tun veranlaßt hat, oder 
sei es, daß der Hang zur Religiosität 48 ) clen Willen des 
Herrn gelenkt hat, jedenfalls muß, wie bereits erwähnt 43 ), 
die Freilassung dem freiwilligen Entschlüsse des Herrn 
entspringen; demnach ist es für die rechtliche Be¬ 
urteilung des Freilassungsaktes belanglos, welches Motiv 
den Willen des Herrn beeinflußt. Die volle Rechts¬ 
wirkung des Freilassungsaktes tritt ohne Rücksicht auf 
den Willen des Sklaven 44 ) mit dem Augenblicke ein, 
da der Herr seinem Sklaven gegenüber die Erklärung 
abgibt, daß er ihn unentgeltlich freilasse. Diese Er¬ 
klärung kann in bestimmten solennen Worten abge¬ 
geben werden 45 ), sie kann aber auch in anderer Form, 
d. h. dergestalt erfolgen, daß sie den Willen des Herrn, 
sein Eigentum an dem Sklaven aufzugeben, deutlich 
erkennen läßt 46 ). Das Gesetz hält es daher für aus¬ 
reichend zur Bewirkung des vollen Rechtserfolges, wenn 
der Herr beispielsweise zum Sklaven sagt: „deine Hand, 

..'. dein Fuß,... dein Kopf... etc. soll frei sein!“ 47 ). Denn 
der Herr, der das Eigentum an einem Teile des Körpers 
seines Sklaven aufgibt, verzichtet somit, da der Mensch 
ein unteilbares Ganzes ist, auf den ganzen Körper 48 ). 

4I ) Muradgea d’Ohsson, a. a. 0., VI, S. 25. 

4l ) v. Tomauw, a. a. 0., S. 179. 

«) Siehe S. 54. 

44 ) Sachau, a. a. 0., S. 133. 

45 ) v. Tomauw, S. 180; Muradgea d’Ohsson, VI, S. 25. 

46 ) Muradgea d’Ohsson, VI, S. 25—26; Sachau, S. 125; diese 
Erklärung kann auch Dritten gegenüber abgegeben werden. (Sachau, 
S. 133.) 

4T ) Muradgea d’Ohsson, VI, S. 25; v. Tornauw, S. 180 (jedoch 
mit der Einschränkung, daß diese Erklärung vor Zeugen erfolgt ist). 

48 ) Vergl. Sachau, S. 126 u. 134. 
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ß) Gegen Entgelt 49 ). 

Diese Freilassung ist, wie die soeben besprochene 
unentgeltliche Freilassung, ein unbedingtes und unbe¬ 
fristetes Rechtsgeschäft, unterscheidet sich von dieser 
jedoch dadurch, daß sie dem patronus einen Rechts¬ 
anspruch gegen den libertus auf Zahlung einer verein¬ 
barten Geldsumme gibt, die als Äquivalent für die 
Wohltat der Freilassung dienen soll 60 ). Auch hier ist 
eine freie Willensentschließung des Herrn vonnöten, und 
deshalb gibt das Gesetz auch nur dem Herrn das Recht 
der Initiative zur unbeschränkten Freilassung gegen 
Entgelt 51 ). Diese Regel findet nur eine Ausnahme in 
dem Falle, daß es sich um die entgeltliche Freilassung 
einer Sklavin handelt, die ein anderer freier Mann zu 
ehelichen wünscht. Hier 52 ) gibt das Gesetz auch diesem 
das Recht der Initiative, d. h. es schreibt ihm die 
Fähigkeit zu, dem Herrn das Anerbieten zu machen, 
die Sklavin gegen eine Loskaufssumme freizulassen. Für 
diesen Fall möchten wir gleich vorweg bemerken, daß 
die Sklavin, auch wenn die Heirat nicht zustande kommt, 
frei bleibt 53 ). 

Für den Regelfall gilt nun folgendes: Der Herr 
richtet eine Offerte an den Sklaven, des Inhaltes, daß 
er ihm die Freiheit gegen eine bestimmte Summe zu 
gewähren geneigt sei. Nimmt der Sklave diese in be- 


49 ) Dargestellt nach Muradgea d’Ohsson (VI, S. 26—28), welcher 
einzig und allein dieses Institut als besonderen Fall der unbeschränkten 
Freilassung schildert; Sachau z. B. (S. 132) behandelt es als eine 
Abart der bedingten Freilassung, gelangt aber zu demselben Er¬ 
gebnis der Rechtsfolgen. 

i0 ) Muradgea d’Ohsson, VI, S. 26. 

S1 ) Muradgea d’Ohsson, VI, S. 26 u. 27. 

**) Muradgea d’Ohsson, VI, S. 27. 

53 ) eod. 
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stimmter Form“) gemachte Offerte unverzüglich an“), 
so wird er mit diesem Augenblick frei, gleich dem un¬ 
beschränkt Freigelassenen“), abgesehen natürlich von 
seiner Verpflichtung, dem Herrn die vorgeschlagene und 
angenommene Loskaufssumme zu zahlen. Diese Loskaufs¬ 
summe wird der Sklave in fast allen Fällen sich erst 
verdienen müssen; denn er war ja bisher vermögens- 
unfühig, und was er besaß, war Eigentum seines Herrn, 
der ihm alles, was er ihm gelassen hat, jederzeit nach 
seinem Belieben wieder fortnehmen kann 57 ). 

In der Zwischenzeit nun, der Zeit bis zur Bezahlung 
seiner Schuld, ist der Sklave bereits unbeschränkt frei; 
der Herr hat in keinem Falle das Recht, ihm die Frei¬ 
heit zu entziehen, ja nicht einmal dann, wenn der 
Sklave schuldhaft und böswillig seiner Verpflichtung 
nicht nachkommt“). Dem Herrn steht dann als einziges 
Mittel der Anruf des Gerichtes zu 59 ). Niemals steht 
jedoch weder dem Herrn noch seinen Erben das Recht 
zu, auf die Erfüllung dieser Verbindlichkeit zu ver¬ 
zichten“). Schließlich ist hinsichtlich der unbeschränk¬ 
ten Freilassung einer schwangeren Sklavin noch zu be¬ 
merken, daß der nasciturus mit dem Augenblicke der 
Geburt frei wird 61 ). 

b) Beschränkte Freilassung. 

Die beschränkte Freilassung unterscheidet sich von 
der unbeschränkten dadurch, daß sie nicht, wie diese, 


54 ) Muradgea d’Ohsson, VI, S. 26. 

55 ) eod. 

56 ) eod. 

57 ) Vergl. S. 30—32. (Rechte am Vermögen des Sklaven.) 

58 ) Muradgea d’Ohsson, VI, S. 26. 

59 ) eod. 

60 ) eod. 

61 ) Muradgea d'Ohsson, VI, S. 27. 
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dem Sklaven augenblicklich die Freiheit gibt, sondern 
das Sklavenverhältnis fortdauern läßt; erst mit dem 
Eintritte eines bestimmten Ereignisses bzw. Zeitpunktes 
wird der Sklave frei und damit der Wirkungen der 
unbeschränkten Freilassung teilhaftig®). 

a) Die bedingte Freilassung . 

Es steht in dem Belieben des Herrn, die Freiheit 
seines Sklaven von dem Eintritte einer Bedingung ab¬ 
hängig zu machen 63 ). 

Es liegt, da die Zukunft dem Menschen verschleiert 
ist, tief in der menschlichen Natur begründet, für das 
Gelingen eines Unternehmens oder für den günstigen 
Ausfall irgend einer anderen Angelegenheit ein Gelübde 
zu tun, insbesondere dieses durch ein einem anderen 
gegenüber abgegebenes Versprechen, diesem selbst oder 
einem Dritten eine Wohltat oder ein sonstwie gutes Werk 
angedeihen zu lassen, zu erkennen zu geben. Da nun, 


6 *) Muradgea d’OhssoD bringt außer der bedingten und testa¬ 
mentarischen beschrankten Freilassung unter dem Kapitel der be¬ 
schränkten Freilassung ein eigenartiges Rechtsinstitut, das er als 
unbestimmte Freilassung (l’affranchissement vague) bezeichnet. 
(Muradgea d’Ohsson, VI, S. 28—29.) Diese ist die Folge einer 
unklaren Willensäußerung des Herrn, der einen oder mehrere 
Sklaven freilassen will, den oder die betreffenden jedoch nicht 
mit Namen bezeichnet. Nach dem starren Formalrecht der Multeka 
enthält eine derartige Willenserklärung des Herrn Rechtsfolgen 
für alle seine Sklaven, indem diese sämtlich dem Verkaufs¬ 
rechte entzogen werden und eventuell ein Loskaufsrecht, oder bei 
Wegsterben eines Teiles der Sklaven die übrigen das Recht auf 
unentgeltliche Freilassung erhalten. Meines Erachtens liegt hier 
augenscheinlich ein Zwiespalt zwischen Wille und Erklärung des 
Herrn vor, der somit ohne weiteres die gegebene Erklärung anfechten 
und deren Rechtswirkung nichtig machen kann. (Vergl. auch Sachau, 
a. a. 0., S. 133.) 

63 ) Muradgea d’Ohsson, VI, S. 29—30. 


Gck igle 


Original from 

UNIVERSITY OF CALIFORNIA 



59 


wie wir bereits erwähnt haben“), im osmanischen Recht 
die Freilassung eines Sklaven als ein besonders gott¬ 
gefälliges Werk angesehen wird, so war es ganz 
natürlich, daß die Gelübde sich vielfach auf die Frei¬ 
lassung von Sklaven bezogen, und dem Sklaven gegen¬ 
über eine dementspreche Erklärung abgegeben wurde. 
Diese Erklärung des Herrn hatte daher den Charakter 
eines Eides 65 ), dessen Nichterfüllung im Augenblicke 
des Eintrittes der Bedingung, abgesehen von der gesetz¬ 
lichen Sühnepflicht des Herrn 66 ), wohl dem Sklaven 
das Recht der Klage auf Freilassung gegeben haben 
wird; denn mit dem Eintritte der Bedingung hat der 
Sklave rechtlichen Anspruch auf eine unbeschränkte 
Freilassung 67 ). 

Was nun die Zeit während des Schwebens der 
Bedingung anbetrifft, so steht nach Muradgea d'Ohsson 68 ) 
dem Herrn das Recht zu, bis zum Eintritte dieses Zeit¬ 
punktes „unumschränkt nach seinem Belieben“ über 
den Sklaven zu verfügen. Dieser Satz ist meines Er¬ 
achtens mit der Einschränkung „soweit diese Rechts¬ 
handlungen nicht eine spätere Freilassung des Sklaven 
vereiteln“ zu verstehen, zumal es dem für Religion be¬ 
sonders empfänglichen Sinn des Osmanen widerstreben 
muß, sich der Erfüllung einer so hochheiligen Handlung, 
wie es doch gerade das Gelübde 69 ) ist, mag ein solches 
auch nur in Gedanken abgegeben sein, zu entziehen. 


M ) Siehe S. 54. 

6S ) Muradgea d’Ohsson, VI, S. 30. 

**) Näheres hierüber siehe bei v. Tomauw, S. 189 ff. 

67 ) Muradgea d’Ohsson, VI, S. 30. 

68 ) eod. („.... absolument k son gre“). 

69 j Näheres hierüber siehe bei v. Tornauw, S. 188—189. 
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ß) Die testamentarische Freilassung . 

Die testamentarische Freilassung erfolgt in Gemäß¬ 
heit eines letzten Willens und tritt nach dem Tode 
des Testators ins Leben 70 ); diese letztwillige Verfügung 
kann in zwei Formen erklärt werden: entweder im 
Testament oder mündlich vor zwei Zeugen unter Ge¬ 
brauch bestimmter solenner Worte 71 ). 

Die Wirkungen der testamentarischen Freilassung 
sind im allgemeinen dieselben wie die der bedingten 73 ), 
d. h. der Herr behält das freie und uneingeschränkte 
Eigentumsrecht über den Sklaven 73 ), aber mit dem 
Tode des Herrn erhält der Sklave seine unbeschränkte 
Freiheit 74 ). Auch bei der testamentarischen Freilassung 
ist das Eigentumsrecht des Herrn insoweit beschränkt, 
als er Verfügungen über den Sklaven, die geeignet 
sind, den gewollten Zweck zu vereiteln, wie insbesondere 
Verkauf, Verschenkung, nicht vornehmen darf 75 ). 
Jedoch zeigt sich ein bemerkenswerter Unterschied 


70 ) v. Tornauw, S. 181; Muradgea d'Ohsson, S. 31. 

71 ) v. Tornauw, S. 182. — Die römisch-rechtliche „manumissio 
testamento“ konnte nur durch Testament erfolgen, und zwar be¬ 
stand sie entweder in einer bestimmten diesbezüglichen Verfügung 
des Testators, oder aber in einer Auflage an den Erben; siehe 
Sohm, S. 108; Salkowski, a. a. 0., S. 100. 

72 ) Siehe S. 59. 

n ) Muradgea d’Ohsson, VI, S. 31. 

74 ) Muradgea d’Ohsson, VI, S. 32. 

75 ) Muradgea d’Ohsson, a. a. 0., VI, S. 31. — Anders: Sachau, 

a. a. 0., S. 149, der dem Herrn gestattet, „seinen servus orcinus 
zu veräußern, auf welche Art er will durch einen solchen 

Akt würde jedenfalls die testamentarische Verfügung bezüglich 
des Sklaven nichtig gemacht werden, bzw. erfordere dann das 
Testament eine diesbetreffende Änderung oder eine neue Nieder¬ 
schrift; vergl. hierzu v. Tornauw, S. 181: „Sie (die testamen¬ 
tarische Freilassung) kann ,ihrer Natur nach 4 , vom Herrn des 
Sklaven, solange er am Leben ist, zu jeder Zeit widerrufen werden“. 
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zwischen der bedingten und testamentarischen Frei¬ 
lassung insofern, als das Not-Erbrecht Berücksichtigung 
erfordert. Nach den Grundsätzen des geistlichen Rechts 
nämlich haben die gesetzlichen Erben einen Pflichtteils¬ 
anspruch auf zwei Drittel der Erbschaftsmasse, so daß 
dem Erblasser nur die freie und unbeschränkte Testier¬ 
fähigkeit über ein Drittel seines Vermögens bleibt 76 ). 
Hat nun der Erblasser, indem er die testamentarische 
Freilassung eines oder mehrerer seiner Sklaven vornahm, 
über mehr als den dritten Teil seines Vermögens zu 
Ungunsten seiner gesetzlichen Erben verfügt, so haftet 
der bzw. die servi orcini für den Ausfall, den diese 
erlitten haben 77 ). 

Es treten demnach in einem solchen Falle dann 
die Grundsätze der unbeschränkten Freilassung gegen 
Entgelt in Kraft, d. h. der Sklave wird zwar unwider¬ 
ruflich frei, hat jedoch den gesetzlichen Erben, den 
Teil seines persönlichen Wertes, um den sie durch die 
testamentarische Freilassung benachteiligt worden sind, 
zu ersetzen. 


3. Vertragsmäßige Freilassung. 

Als eine dritte Art der Freilassung stellt sich die 
sogen, vertragsmäßige Freilassung dar. Während nämlich 
die Freilassung kraft Gesetzes bei Vorhandensein des 
gesetzlich festgelegten Tatbestandes ipso iure eintritt, 
und bei der Freilassung durch Willensakt des Herrn 
nur eine einseitige Willenserklärung der Herrn vonnöten 
ist, fingiert die Rechtsordnung hier einen Vertragsschluß 
zwischen Herrn und Sklaven, nimmt also hier einen 
contractus bilateralis als vorliegend an, d. h. der Sklave 
wird für den Abschluß dieses Vertrages als Rechts- 


76 ) Muradgea d’Ohsson, V, S. 294; Muradgea d’Ohsson, VI, S. 32. 
n ) Muradgea d’Ohsson, VI, S. 32—33; v. Tornauw, S. 182. 
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subjekt angesehen 78 ) und somit in den Stand gesetzt, 
seine Freiheit käuflich zu erwerben. 

Hierin ähnelt die vertragsmäßige Freilassung in 
gewisser Beziehung der weiter oben 79 ) besprochenen 
entgeltlichen Freilassung, unterscheidet sich aber von 
ihr insofern, als bei der entgeltlichen Freilassung die 
volle Rechtswirkung, d. h. die unbeschränkte Freiheit 
des Sklaven mit dem Augenblicke seiner Zustimmung 
eintritt, während bei der vertragsmäßigen Freilassung 
dieser Erfolg, wie wir im weiteren Verlaufe dieses Ab¬ 
schnittes dargelegt haben, erst mit der Erfüllung des 
Vertrages hervorgebracht wird. Über das allgemeine 
Wesen der vertragsmäßigen Freilassung gelten folgende 
Bestimmungen: Der Herr schließt mit dem Sklaven 
einen Vertrag, daß diesem gegen eine bestimmte, an 
einem oder mehreren bestimmten Terminen zahlbare 
Geldsumme die Freiheit gewährt werden soll 80 ). Mit 
dem Abschlüsse des Vertrages erwirbt der Sklave, 
der sich ja doch die Loskaufssumrne 81 ) erst erarbeiten 
muß, eine beschränkte Geschäftsfähigkeit, insofern als 
ihn die Rechtsordnung befähigt, jede Art von Verträgen 
mit rechtlicher Wirkung abzuschließen 82 ), soweit sie 
seinem Vorteile dienen, d. h. ihm die Aufbringung der 
Loskaufssumme ermöglichen. Demnach verweigert ihm 

78 ) Ganz entgegen den allgemeinen Bestimmungen und Rechts¬ 
grundsätzen; vergl. v. Tornauw, S. 104 und S. 178. 

79 ) Siehe S. 56-57. 

*°) Muradgea d’Ohsson, a. a. 0., VI, S. 35; Sachau, S. 150—151 
(jedoch mindestens zwei Ratenzahlungen); nach v. Tomauw (S. 183) 
kann statt der Entschädigung in Geld auch eine bestimmte Arbeits¬ 
leistung ausbedungen werden. 

81 ) Diese darf nach v. Tomauw (S. 183) den Wert des Sklaven 
nicht übersteigen. 

8a ) Muradgea d’Ohsson, VI, S. 36—37; Sachau, S. 150. („Der 
Herr gewährt dem Sklaven die Möglichkeit und das Recht, Eigen¬ 
tum zu erwerben.“) 


Digitized by 


Gck igle 


Original from 

UNIVERSITY OF CALIFORNIA 



63 


die Rechtsordnung die Fähigkeit zur Vornahme aller 
Rechtshandlungen, die eine Vermögensminderung in 
sich schließen oder mit sich bringen können; so ist ihm 
insbesondere das Recht versagt, sich zu verheiraten 83 ); 
ferner Bürgschaft zu leisten, Darlehen zu geben, 
Schenkungen vorzunehmen u. a. 84 ). 

Auch die Rechte des Herrn erleiden, da dem 
Sklaven die Möglichkeit zur Erreichung seines Zieles 
nicht genommen werden soll, dementsprechende Be¬ 
schränkungen ; so muß sich der Herr jeder Dispositions¬ 
befugnis über den Sklaven enthalten 85 ), insbesondere 
darf er der Sklavin, mit der er einen solchen Frei¬ 
lassungsvertrag abgeschlossen hat, nun nicht mehr bei¬ 
wohnen 86 ). Mit dem Augenblicke der Zahlung der 
vereinbarten Summe bzw. der letzten Rate an dem 
festgesetzten Termine erlangt der Sklave ohne weiteres 
die volle und uneingeschränkte Freiheit 87 ), anderenfalls 
lebt, gleichgültig ob der Sklave seiner Verpflichtung 
mit oder ohne Verschulden nicht nachgekommen ist, 
der frühere Rechtszustand der Sklaverei in seinem 
vollen Umfange wieder auf 88 ). 

Bemerkenswert ist noch die von Muradgea d’Ohsson 89 ) 
besonders erwähnte Bestimmung, daß es dem Belieben 

M ) Diese Bestimmung wegen der zu entrichtenden Morgengabe. 

M ) Muradgea d’Ohsson, VI, S. 37. 

85 ) Muradgea d’Ohsson, VI, S. 36 u. 37; vergl. v. Tornauw, 
S. 183 (während der Vertragsfrist ist der Herr nur noch Besitzer 
des Sklaven). 

86 ) Muradgea d’Ohsson, VI, S. 38. 

8I ) v. Tornauw, S. 183; Sachau, S. 151. — Nach Muradgea 
d’Ohsson (VI, S. 36) hat der Sklave Anspruch auf eine dreitägige 
Nachfrist, welche Frist sich bis auf zwei Monate ausdehnen kann, 
wenn unzweifelhaft feststeht, daß der Sklave zur Zahlung imstande ist. 

88 ) Muradgea d’Ohsson, VI, S. 35. 

89 ) Muradgea d’Ohsson, VI, S. 36 („remettre le prix convenu, 
en entier ou en partie“); vergl. auch Sachau, S. 157. 
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des Herrn anheimgestellt ist, die Zahlung der verein¬ 
barten Summe dem Sklaven ganz oder zum Teil zu 
erlassen 90 ). Der Tod des Herrn ist ohne Einfluß auf 
den Vertrag 91 ), da seine gesetzlichen Erben ohne weiteres 
in seine Rechte ein treten, der Tod des Sklaven dagegen 
bewirkt, wenn sein Nachlaß die vereinbarte Loskaufs¬ 
summe nicht zu decken vermag, die Aufhebung des 
Vertrages 99 ), anderenfalls fällt sein Eigentum bis zur 
Höhe dieser Summe dem Herrn zu, während der über¬ 
schießende Teil des Nachlasses den gesetzlichen oder 
testamentarischen Erben des Sklaven übereignet wird 93 ), 
denn in diesem Falle fingiert die Rechtsordnung, daß 
der Sklave mit dem letzten Augenblicke vor seinem 
Tode die unbeschränkte Freiheit erlangt hat, und somit 
als ein freier Mensch gestorben ist 94 ). 

*°) Im Gegensatz zur unbeschränkten Freilassung gegen 
Entgelt; siehe S. 57. 

9I ) Muradgea d’Ohsson, VI, S. 41. 

9a ) eod. 

93 ) Muradgea d’Ohsson, a. a. 0., VI, S. 41. 

94 ) eod. 
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Lebenslauf. 


Am 24. August 1882 bin ich, Kurt E. Weckwarth, 
zu Berlin geboren, als Sohn des Kaufmanns Arthur Weck¬ 
warth. Seit dem Tode meines Vaters — ich stand damals 
im zweiten Lebensjahre — bin ich in dem Hause meines 
Großvaters, des Königl. Kriminal-Inspektors Hoeft. Nachdem 
ich die Vorschule des Königl. Friedrich-Wilhelms-Gymnasiums 
zu Berlin und darauf das Gymnasium selbst bis zum Abi- 
turium besucht hatte, wurde ich April 1901 an der Friedrich- 
Wilhelms-Universität zu Berlin immatrikuliert -und bei der 
medizinischen Fakultät inskribiert, wandte mich jedoch 
schon nach einem Semester der Jurisprudenz zu. Am 
19. Dezember 1908 habe ich vor der juristischen Fakultät 
der Ruprecht-Karls-Universität zu Heidelberg die Promotions¬ 
prüfung abgelegt. 
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